Breslau 


Bierteljähriger gg in Breslau 5 Mark, Wochen⸗Abonnem. 50 Pf., 
orto 6 Mark 50 Pf. — Alam e ß für den 


außerhalb pro Quartal incl. 


Raum einer ſechstheiligen Petit⸗Zeile 20 Pf., Reclame 


Nr. 110. Mittag⸗ Ausgabe. 


FR na — PR 


8, 99 — 


er 


Sechszigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


dition: Nr. 20. Außerdem üb U ie 
dals Befelungen auf Die Zeitung, weige Sonntag einmal, Manta 


8 
7 9 
* rt — 1 e - — 


tung 


welche Sonntag einmal, Monta; 
agen breimal er 2 


Deut ſchlan d. 
0. 6. Neichstags⸗Verhandlungen. 
15. Sitzung vom 5. März. 

1½ Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Hofmann, Friedberg u. A. 

Die erſte Berathung des terte betr. die Strafgewalt 
des Reichstages über ſeine Mitglieder wird fortgeſetzt. Präſident 
v. Forckenbeck ertheilt dem Abg. Hänel das Wort. bg. v. Ludwig 
Gur Geſchäftsordnung) beanſprucht, daß ihm das Wort zuerſt ertheilt werde, 
da er ſich zuerſt zum Wort gemeldet habe. Der Präſident verlieſt den § 47 
der Geſchäftsordnung („Bei allen Discuſſionen ertheilt der Präſident dem⸗ 
bach 5 Mitgliede das Wort, welches nach Eröffnung der Discuſſion oder 
nach Beendigung der vorhergehenden Rede zuerſt darum nachſucht“) und 
fügt hinzu, daß, wenn mehrere Abgeordnete ſich zugleich zum Wort melden, 
Re eg die Entſcheidung darüber zuſteht, wem er es zuerſt er⸗ 
theilen will. 

Abg. Hänel; Der Tonart, welche der deutſche Herr Juſtizminiſter bei 
etwas delicaten Fragen immer anzuſchlagen liebt, verdankte die geſtrige 
Debatte ihre große Kühle und Ruhe, 1 ſogar einen gewiſſen gemüth⸗ 
lichen Ton. Nur durch Herrn von Kleiſt⸗Retzow's Rede zitterte ein friſche⸗ 
rer Muth und er hat dazu das volle Recht, denn die Vorlage iſt der Aus⸗ 
druck ſeiner Grundſätze, ſie iſt für ihn ein alter guter Bekannter und es be⸗ 
friedigt ihn ganz beſonders, ſich wieder Arm in Arm, Hand in Hand mit 
dem Reichskanzler za wiſſen, der in dieſem Punkt nicht gewechſelt de wie 
in ſeiner Zollpolitik, ſondern Fee 1866 in Bezug auf den preußiſchen Ver⸗ 
aſſungsartikel über die Redefreiheit ſagte: „Das Beſtehen eines ſolchen 

rivilegs wäre eine Schmach für die Geſetzgebung eines civiliſirten Landes. 
Danken Sie mit mir dem Obertribunal, daß es uns von der Fiction be⸗ 
freit dab als ob unſere preußiſche Geſetzgebung mit einem jo erniedrigenden 
Makel behaftet wäre.” Und in dieſer ſtarken Ueberzeugung hat er niemals 
gewankt, nur df Conceſſionen gemacht. Sie beruht auf der An⸗ 
a daß die ſpecifiſch parlamentariſche Redefreiheit nicht berechtigt 
fat W nur in den Grenzen gelten ſoll, wie in jeder Volks⸗Ver⸗ 
ammlung. 756 3 R 

Die Berufung auf das Socialiſtengeſetz und die ſocialiſtiſche Gefahr ift 
geradezu null und nichtig, fie beweiſt geradezu das Gegentheil. Die Rechte 
und die Grenzen der Rechte dieſes Hauſes dürfen doch nicht von 9 Socia⸗ 
liſten unter 397 Mitgliedern und dem möglichen Mißbrauch der Rechte durch 
eine ausnahmsweiſe Minderheit abhängen. Mit dieſem Argument iſt eine 
conftitutionelle Verfaſſung gar nicht haltbar. Wir räumen dem Monarchen 
in unſerer Verfaſſung eine unbedingte Unverleplichteit ein, während bei⸗ 
läufig der ehemalige deutſche Kaiſer vor dem Pfalzgrafen bei Rhein für 
jene Verbrechen, auch wenn er es als Souverän beging, zu Recht zu be⸗ 
tehen hatte. Wer verſucht auch nur mit Argumenten dieſe Unantaſtbarkeit 
anzugreifen, deren Mißbrauch doch denkbar und möglich, ja auch geſchichtlich 
bewieſen iſt? Aber die Vorzüge des monarchiſchen Princips, das wir ohne 
jene Heiligkeit der Perſon nicht ſtark genug conſtruiren können, zwingen 
uns Alle, dieſe Unverletzlichkeit anzuerkennen, Die Verfaſſung mußte die 
Redefreiheit gärantiren, nicht obgleich, ſondern weil der Eintritt extremer 
politiſcher Parteien in die Vertretung vorauszuſehen war. Denn es muß 
einen Ort geben, wo ſo verbreitetete Meinungen, daß ſie es zu einer ge⸗ 
wählten Vertretung bringen, ihren vollen Ausdruck fiuden. Die extremen 

arteien ſollen gezwungen werden, in den Formen parlamentariſcher 

rdnung zu discutiren, frei von demagogiſchen Verführungskünſten und 
Agitationsmitteln, mit vollſter Oeffentlichkeit unter der Vorausſetzung wahr⸗ 
beitsgetreuer Berichte. Selbſt die Exceſſe, die fie hier etwa verübt, würde 
ich mich nicht ſcheuen, in das volle Licht der Oeffentlichkeit zu ſtellen. Das 
ſetzt voraus den feſten Glauben, daß unſere Gründe die beſſeren ſind und 
die werbende Kraft des Sieges beſitzen, und daß der Rückſchlag der Exceſſe 
gegen Anſtand und Sitte, gegen die Grundlagen des Staates und der Ge⸗ 
ſellſchaft ihre Urheber treffen. Die Ar one bei den Wahlen in Breslau 
und Döbeln beweiſen doch nur, daß mit polizeilichen Maßregeln eine große 
Bewegung nicht ohne Weiteres todt zu machen iſt. Und, m. H., die Milde, 
die der Reichskanzler bei der Handhabung des N verheißen 
hat, iſt nicht oder wenigſtens nicht nach Maßgabe der Interpretationen vor⸗ 
handen, die von der Majorität über die Auslegung dieſes Geſetzes gegeben 
worden ſind. 

Der Reichskanzler hat für ſeine Vorlage den Standpunkt des gemeinen 
Rechts gewählt und eine witzige, aber nicht zutreffende Antitheſe gemacht 
wiſchen der misera plebs der Bundesräthe und der pribilegirten Klaſſe der 
Abgeordneten. Aber die Bundesräthe haben ja das Privilegium des diplo⸗ 
matiſchen Schutzes und einzelne von ihnen, die im Kleide des Offiziers zu 
erſcheinen pflegen, wiſſen von dem Privilegium des beſonderen Gerichts⸗ 
ſtandes für ſich Gebrauch zu machen. (Sehr richtig.) Wie kann man aber 
eine Gleichſtellung des Bundesraths mit uns und eine Exception deſſelben 
von dem gemeinen Recht verlangen, ſo lange er ſich weigert, ſich unter 
unſere Disciplin zu ſtellen? Sobald dies geſchieht, ſind wir gern bereit, 
ihn an unſerem n der ſtraffreien Redefreiheit theilnehmen zu 
laſſen. Dieſer Geſetzentwurf iſt der etwas ſchwächliche Sohn eines ſtärkeren 
Vaters, nämlich jenes erſten Geſetzentwurfs, der am Neujahr wie ein Blitz 
aus heiterem Himmel unter uns fuhr. Dieſer erſte Entwurf enthielt keines⸗ 
wegs eine Annäherung an das gemeine Recht, er war nur ein Abbild des 
Socialiſtengeſetzes, ein Ausnahmegeſetz gegen den Reichstag und ſeine 
einzelnen Mitglieder. Er ſtatuirte den Ausſchluß von der Wählbarkeit auf 
Lebenszeit, während der Richter nach gemeinem ya dieſes höchſte politiſche 
Recht nur auf zehn Jahre aberkennen darf und außer der Disciplinarſtrafe 
dieſes Hauſes durch Ausſchluß von der Wählbarkeit noch das Strafverfahren 
vor den ordentlichen Gerichten. Das verſtoͤßt gegen den Grundſatz des 
8 Rechts: non bis in idem. Nach dem gemeinen Recht muß der 

trafrichter unpraͤjudicirt mit dem Thatbeſtand befaßt werden, während 
nach jenem erſten Entwurfe der Strafrichter erſt mit der Angelegenheit be⸗ 
aßt wird, nachdem die Commiſſion des Hauſes im Disciplinarverfahren 
chon entſchieden hat, ob die Aeußerung gefallen iſt in Erfüllung des Man⸗ 
dats und zur Vertheidigung berechtigter Intereſſen. Mit einer wahren 
Kunſtfertigkeit werden die privilegia favorabilia dieſes Hauſes in privilegia 
odiosa umgekehrt. 

Als ich dieſen Entwurf las, habe ich vorausgeſetzt, daß der erſte deutſche 
Juſtizminiſter mit ihm nichts zu thun hätte ich würde ſehr bedauert haben, 
wenn es der Fall wäre. Es iſt ein alter Vorwurf, der gerade die glänzen⸗ 
den Juriſten in herabgehenden politiſchen Zeiten trifft, daß fie ihre Kunſt 
dahin verſtehen, Alles, was die Politik fordert, noch mit den gleißenden 
Formen 90 die zu umgeben. (Sehr richtig! links.) Ich 
wünſchte, daß ein ſolcher Vorwurf den erſten deutſchen An f u nicht 
trifft, ich habe vielmehr vorausgeſetzt, daß dies lediglich ein Act der Politik 
ei. Aber wenn ich ihn auch ſo auffaſſe, kommt mir wieder die alte Er⸗ 
ahrung in den Sinn, daß, je reizbarer und je gereizter ein Temperament 
iſt, es um ſo mehr auf die ſtarken Nerven der Anderen rechnet, und auf 
fie war in der That, noch dazu bei der oſtenſiblen Publicirung dieſes Geſetz⸗ 
entwurfs, gerechnet. Der Herr Reichskanzler, obgleich er ſich ganz beſonders 
gut auf pſpchologiſche Effecte verſteht, hat sicherlich dieſen Eindruck nicht 
vorausgeſehen, am allerwenigſten ihn 1 0 t. Die Publikation jenes 
Entwurfs hat in den weiteſten Kreiſen das eu der Demüthigung des 
deutſchen Rei 5 hervorgerufen. (Sehr wahr! links.) Auch der zweite 
bebt trotz ſtarker bre ungen zwei Artikel der Verfaſſung auf: den über 
die Autonomie der Verfaſſung und den über die Veröffentlichbarkeit der 
wahrheitsgetreuen Berichte. Die Stellung des Bundesrathes iſt dabei nicht 
leicht zu verſtehen. Von unſerer Verfaſſung ſind in gewiſſer Beziehung 
nur die Beſtimmungen über den Kaiſer und den Reichstag populär und 
gerade dieſe will man ändern. Der Bundesrath iſt zum Wächter der jungen 
Verfaſſung eingeſetzt; er vermag ihr eine gewiſſe Heiligkeit und Dauer zu 
verleihen durch den Widerſpruch von 14 Stimmen gegen Verfaſſungs⸗ 
änderungen. Wenn dieſe Beſtimmung nur dazu dienen ſollte, die parti⸗ 
kulariſtiſchen Rechte der Einzelſtaaten und beziehungsweiſe des Bundesraths 
zu ſchützen, jo würde er 1 die Erbſchaft des alten Bundestages über⸗ 
ommen, der immer nur Majoritäten gegen die Volksrechte zu Stande 
brachte, und aus einem Bewahrer zu einem Zerſtörer des föderaliſtiſchen 
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Elementes werden. Der kühle und reſignirte Ton der geſtrigen Debatte 
kann darüber nicht täuſchen, daß der Herr Reichskanzler hier eine kleine 
Mine angelegt hat, die bei irgendwelcher unvorhergeſehenen Gelegenheit 
wohl ſpringen könnte und ich bin nicht ſicher, ob dies nicht gerade die Ab⸗ 
ſicht war. (Sehr richtig! links.) 

Man ſagt uns freilich, daß es ſich um eine Erweiterung der Rechte des 
Reichstags bandelt, aber dann hat der deutſche Juſtizminiſter dem Reichs⸗ 
kanzler einen ſchlechten Dienſt geleiſtet und ſeine Intentionen geradezu in 
ihr Gegentheil gekehrt. Wollte man aufere Autonomie erweitern, jo hätte 
man uns einen. Declarationg: oder Zuſfatzartikel zur Verfaſſung vorlegen 
können folgenden Inhalts: „Die Autonomie des Reichstags und ſeine Dis⸗ 
ciplin wird zu einer wahren Gerichtsbarkeit erweitert; er iſt berechtigt, ge⸗ 
wiſſe Strafen zu verhängen, zur Erörterung des Thatbeſtandes Zeugen zu 
laden, gegen diejenigen, die ſeine Privilegien brechen, vorzugehen, und ſein 
8 hat das Recht, die Hilfe des Gerichtshofes beizuzieben.“ Dieſer 
heſetzentwurf iſt nichts anderes, als eine Verminderung unſerer Befugniſſe, 
ein Einbruch in unſer verfaſſungsmäßiges Recht. Dieſer erſte Verſuch, in 
unſere dee Ju einzugreifen, iſt ganz ſchlecht ausgefallen und muß 
für den deutſchen Juſtizminiſter und die Herren Bundesräthe ein wahres 
e ee ſein, ſich mit dieſer Materie zu beſchäftigen, denn die 
Vorlage fällt aus dem Grundſinn heraus, den wir bisher mit unſerer Ge⸗ 
chäftsordnung verbunden haben, insbeſondere was die Stellung unſeres 

räſidenten betrifft. Stets traf die Mißbilligung der großen Majorität des 

auſes denjenigen, der es wagte, einem Oibrind ruf des Präſidenten zu 
widerſtreben; es wird nicht gern gehört, wenn man ſich nur entſchuldigt, 
weil man darin ſchon einen leiſen Eingriff in die Rechte ſeiner Judicatur 
findet. Das Erſte, was uns geſtern die Debatten gebracht haben, war eine 
Kritik von Ordnungsrufen vom Bundesrathstiſche aus, die wir uns nie⸗ 
mals hätten unterſtehen dürfen (Sehr wahr! links) und von der ich er⸗ 
warte, daß ſie nicht are Aa wird. Die Tendenz des Geſetzentwurfs iſt 
nicht, die Disciplinargewalt des Präſidenten zu verſtärken, die gegenwär⸗ 
tige Grenze der Redefreiheit aufrecht zu erhalten und ſie nur durch ſtärkere 
Mittel zu unterſtützen, ſondern ſie geht dahin, gerade an der Hand ver⸗ 
ſchärfter Mittel die Redefreiheit einzuengen. Beweis dafür iſt die in den 
Motiven ausgeſprochene Vorausſetzung, daß nach dem neuen Reglement 
nicht einmal ſocialdemokratiſche Doctrinen und Lehrſätze hier vorgetragen 
werden dürfen. 

Herr p. n hat geſt ern von den ſchlechten franzöſiſchen Frei⸗ 
heiten geſprochen. Sämmtliche franzöſiſche Verfaſſungen vom Jahre 1789 
an haben die Privilegien für die Abgeordneten, die in unſerer Verfaſſung 
ſtehen, einſchließlich der Redefreiheit, anerlannt. Nur durch die Verfaſſung 
unter dem Convent wurde dieſe Freiheit zeitweilig außer Kraft geſetzt — 
dieſe hiſtoriſche Thatſache iſt belehrend —, weil es unerträglich ſei, daß ein 
Abgeordneter anders behandelt werde, als jeder andere Bürger und es den 
geheiligten Grundſätzen der Gleichheit vor dem Geſetze widerſpreche, an Pri⸗ 
vilegien feſtzuhalten. Es handelt ſich nicht darum, bei unſeren Privilegien 
das gemeine Recht außer Kraft zu ſetzen; die Rechte, die wir hier in An⸗ 
ſpruch nehmen, ſind nicht Rechte der einzelnen e der Verſammlung, 
ſondern gehen aus der öffentlichen Stellung der Vertreter des Volks her⸗ 
vor und entſprechen genau der Pflicht derſelben. Es iſt unter Umſtän den 
ihre Pflicht, die Mißſtände und Mißbräuche im Staatsweſen mit der 
äußerſten Schärfe zu verfolgen, es kann vor allen Dingen ihre Pflicht fein, 
bier Thatſachen ans Licht zu ziehen, welche, wenn es in anderem Sinne 
als dem der Pflichterfüllung geihähe, die Abgeordneten höchſt ſtrafwürdig 
machen würden, aber wer will die Reden eines Tweſten gegen das Ober⸗ 
Tribunal, die Rede des Abg. Lasker gegen die Eiſenbahngründungen aus 
der Geſchichte unſerer parlamentariſchen Beredtſamkeit ſtreichen? Gerade 
ſie beweiſen haarſcharf, daß die volle Pflichterfüllung und die polle Gewiſſen⸗ 
haftigkeit eines Abgeordneten vor uns liegen kann und doch ein Maß der 
Redefreiheit, welches die Grenzen deſſen weit überſchreitet, was das ge⸗ 
meine Recht mit ſich bringt. 

Wahr iſt, daß auch dieſe Pflicht und dieſes Recht nothwendige Grenzen 
hat, aber wer kann dieſelben klar präciſiren? Der Geſetzentwurf hat nicht 
einmal den Verſuch gemacht, eine klare Grenzbeſtimmung zu finden. Das 
wunderliche Wort „Ungebühr“ beſagt abſolut nichts. Es läßt ſich keine 
andere Grenze ziehen, als diejenige, welche uns die Ehre, der Anſtand, die 
Pflicht, die Achtung vor den geſetzlichen Inſtitutionen, dem Machthaber, den 
parlamentariſchen Vertretern vorſchreibt. Höher als jede einzelne Klauſel 
ſteht der Grundſatz des gemeinen Rechts: nalla poena sine lege, es giebt 
kein Strafgericht, kein Strafperfahren, keine Strafe, ausgenommen auf 
Grund eines im Voraus geſetzlich ſpecialiſirten Thatbeſtandes. Kann man 
dieſen nicht liefern, ſo verſtößt die Anwendung des ſogenannten gemeinen 
Rechts gegen dieſen ſeinen oberſten Grundſatz. Dann iſt es erwieſen, daß 
man nichts aus dem gemeinen Recht haben will, als die Disciplin, und 
daß es nicht anders möglich iſt, als daß die Grenzbeſtimmung durch das 
Parlament ſelbſt im Wege der Autonomie feſtgeſtellt werde. Wir wollen 
uns nicht 1 einer Art Ariſtokratie über die misera plebs erheben, wir 
wollen, daß die Grundſätze, die anwendbar ſind, auch auf uns anwendbar 
ſeien, aber nicht, daß man künſtliche Gegenſätze anwendbar macht, die un⸗ 
mittelbar die öffentliche Aufgabe dieſer Körperſchaft und die Pflichterfüllung 
jedes einzelnen Mitgliedes beeinträchtigen und unter Umſtänden in Gefahr 
ſetzen würden. Der Geſetzentwurf bringt ein neues Strafenſyſtem. Die 
ſchwerſte zuläſſige Strafe ſoll Ausſchließung aus dem Reichstag auf eine 
beſtimmte Zeitdauer event. bis zum Ende der Legislaturperiode ſein. Ich 
muß auch hier dem deutſchen Juſtizminiſter den Vorwurf machen, daß dieſe 
Beſtimmung offenbar nicht genügend überlegt und durchdacht iſt, denn es 
liegen hier zwei vollkommen verſchiedene Dinge in einem ganz trüben Ge⸗ 


menge, nämlich die bloße Entfernung aus der Sitzung auf Zeit, gewiſſer⸗] W. 


maßen eine Art Executionsmittel gegenüber den Anordnungen des 
nen bezw. eine cautio de non amplius turbando und die Aug: 

ießung. . 0 

Letztere ot in praktischer und logiſcher Folge nothwendig zur Aber: 
kennung der Wählbarkeit in einem gegebenen Zeitraume, der Wahlfähigkeit. 
Man hat ſich auch hier auf das engliſche und franzöſiſche Vorbild berufen. 
Nach engliſchem und franzöſiſchem Rechte kann auch nach einem Richterſpruch 
ein Mitglied erſt mit Genehmigung der betreffenden geſetzgebenden Körper: 
ſchaft ſeinen Sitz verlieren. Dieſes Privileg haben wir nicht. Gain ſoll 
aber bei uns die Ausſchließung nicht erfolgen auf Grund einer Criminal⸗ 
ſentenz, ſondern als einfaches Disciplinarmittel. In England haben die 
Wahlkörperſchaſten das Parlament gezwungen, zu dem einzig gerechten 
Grundſatz zurückzukehren, daß die Ausſchließung nur zuläſſig iſt auf Grund 
eines geſetzlich ſpecialiſirten Thatbeſtandes, wenn bei den Eniſcheidungen des 
Parlamentes der Schein der Parteilichkeit vermieden werden ſoll. go werde 
70 ſagen, daß eine . Disciplinarmittel wie z. B. Rüge, 
Abbitte, unvereinbar liſt mit der Redefreiheit. Man würde mir ſonſt die 
Disciplinarmittel der engliſchen und franzöſiſchen Kammer entgegenhalten, 
die der dortigen Redefreiheit keinen Eintrag gethan haben. Aber gerade das 
beweiſt, daß geſteigerte Zuchtmittel keinen größeren Effect haben. Aus jedem 
Bande der dortigen Parlamentsverhandlungen kann ich beweiſen, daß trotz 
dieſer ſtärkeren Disciplinarmittel dort die leidenſchaftlichen Aeußerungen und 
tumultuariſchen Auftritte viel häufiger ſind, als in allen deutſchen Parla⸗ 
menten. Der deutſche Juſtizminiſter hätte gerade hier die Tendenz unſerer 
modernen Strafgeſetzgebung zur Geltung bringen müſſen, daß die Härte der 
Strafmittel nicht in directem Verhältniß ſteht zur beabſichtigten Wirkung. 
Die Ehrenſtrafen ſetzen aber immer ein geſteigertes Ehrgefühl bei dem Be⸗ 
troffenen voraus und ferner, daß die Verdicte des Präſidenten die moraliſche 
Billigung der Nation finden. In dem Moment aber, wo ſie neue Cenſuren 
über den Ordnungsruf ſetzen, ſinkt die Bedeutung des letzteren herab. 


Dann wird wie in der franzöſiſchen und engliſchen Kammer der Ord⸗ 
nungsruf nur die Bedeutung einer milden Rüge haben. Zudem iſt nach 
unſerer Praxis der Ordnungsruf vieler verſchledener Nüancen und Gra⸗ 
dationen ehe ch erkenne alfo abſolut kein Bedürfniß zur Aenderung 
unſerer Geſchäftsordnung ‚an. giebt kaum ein Land, wo die Partei: 
9 1 ſo ſcharf ſind, wie in Belgien und doch iſt man ſeit 1830 mit den 

isciplinarmitteln unſerer Geſchäftsordnung zur Zufriedenheit des Parla⸗ 
ments und ohne irgend welche Verletzung des Rechtsbewußtſeins des belgi⸗ 


ſchen Volkes ausgekommen. Ein Fall der Unbotmäßigkeit gegen unſern 
Präſidenten iſt meines Wiſſens noch nicht vorgekommen, und es iſt nicht 
nöthig, einen ſolchen zu präſumiren. Deshalb bin ich gegen jede Reſo⸗ 
lution und gegen jeden Antrag auf Abänderung unſerer Geſchäftsordnung, 
weil es den Anſchein hätte, als wenn wir unter dem Drucke dieſes Geſetzes 
ſtänden. (Sehr richtig! links.) An dem Punkte der Beſchränkung der 
Oeffentlichkeit unſerer Verhandlungen bin ich vielleicht der allergrößte Ketzer 
und kann mir die vorgebrachten Gründe nicht aneignen. Glaubt man 
wirklich, daß die Unterdruͤckung der cenſirten Stellen und der cenfirten Rede 
möglich iſt? Das glaube ich nicht. Durch tauſend Poren wird das bier 
Geſchehene in die Oeffentlichkeit dringen. Die Preſſe wird auch nach un⸗ 
ſerem neuen Strafproceß vollſtändig ſtraflos den Tenor der Urtheile vers 
öffentlichen dürfen, welche auf Grund von gehaltenen Reichstagsreden und 
deren Veröffentlichung, falls dieſelben verboten worden ſind, gefällt werden. 
Dieſes Urtheil muß aber in ſeinen Gründen den weſentlichen Thatbeſtand 
angeben. Die Publicität iſt alſo unmöglich überall abſolut auszuſchließen. 
„Die abſolutiſtiſchen Strömungen haben allerdings von jeher gemeint, 
die Oeffentlichkeit aller Verhandlungen in den verſchiedenſten Körperſchaften 
fei eine weitgehende Conceſſion, die man auf ein Minimum reduciren müſſe. 
Die moderne Zeit iſt ganz entgegengeſetzter Anſicht, ſie ſieht gerade in der 
Oeffentlichkeit eins der beiten Controlmittel für die Wahrung der Ordnung 
und des Anſtandes und hält die Empfindlichkeit für Ehrenſtrafen rege. 
Bei allen meinen Deductionen bin ich allerdings von der Vorausſetzung 
ausgegangen, daß die Majorität unſeres Volkes ſeine geſunden, ſittlichen 
Inſtincte ſich bewahrt hat und deshalb im Stande iſt, zur Bildung feiner 
Anſicht die bier frei vorgetragenen Gründe für und gegen abzuwägen. 
Täuſcht mich dieſes Vertrauen, ſo täuſcht mich das Vertrauen auf die Zu⸗ 
kunft unſeres Vaterlandes, denn nur unter dieſer Vorausſetzung kann es 
frei und ſtarl ſich paar Ich habe aber das Vertrauen und deshalb 
lehne ich dieſe Vorlage und jeden gleichbedeutenden Vorſchlag ab. (Leb⸗ 
hafter Beifall links. 4 85 

Staatsſecretär Friedberg: Es hat dem Vorredner gefallen, in ſeiner 
Ausführung gegen die Vorlage auch den Beamten anzugreifen, dem das 
Wenige, was an Reichsjuſtiz vorhanden, anvertraut iſt. eine Erwiderung 
wird an feine Rede nicht heranreichen, aber den einen mer wird fie 
baben: die Kürze der Zeit, die ich dafür in Anſpruch nehme. (Beifall rechts.) 
Der Vorredner hat in die Verurtheilung dieſes Geſetzentwurfes auch einen 
Entwurf hineingezogen, der niemals dieſem Hauſe vorgelegt worden iſt; ich 
habe geglanbt, daß das Haus mit den ihm obliegenden Geſchäften zu viel 
zu thun hat, als daß es noch Zeit haben ſollte, über Geſetze, die für dieſes 
Haus gar nicht vorhanden ſind, eine ſachliche Discuſſion zu führen. (Un⸗ 
ruhe.) Er hat ferner 5 es ſei eine Heuchelei, wenn geſtern von 
dieſem Tiſche aus die Behauptung aufgeſtellt wurde, der Entwurf beab⸗ 
ſichlige nicht in die autonomiſchen Befugniſſe des Hauſes und in die Praſi⸗ 
dialgewalt einzugreifen und der Redner hat ſelbſt ausgeführt, wie er ſich 
einen Entwurf zur Verſtärkung der Autonomie des Reichstages denke. Das 
war ſehr anſprechend, nur ging er davon aus, daß ein folder Entwurf 
15 vor Befugniſſe ſtärken, nicht aber Ihnen auch Pflichten aufer⸗ 
egen ſollte. 

Dieſer Geſetzentwurf wollte Ihnen die Pflicht auferlegen, ungebührliche 
Ausſchreitungen in dieſem Hauſe mit ſchwereren Strafen zu belegen, als 
die Geſchäftsordnung geltattet. Die Meinung der Regierung ging davon 
aus, daß bei neuen Rechten 55 neue Pflichten aufzuerlegen ſind. Wenn 
dann der Redner einen großen Excurs darüber gemacht hat, daß der Bun⸗ 
desrath die ihm obliegende Pflicht, ein Wächter der Verfaſſung zu ſein, 
hierbei verletzt habe, ſo glaube ich, daß die Frage, ob eine Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung der Aenderung bedürftig ſei, eben zur Cognition des Bundes⸗ 
rathes ſteht. Wenn der Bundesrath eine ſolche Verfaſſungsänderung für 
nöthig hält, und nicht 14 Stimmen ſich dagegen ausſprechen, dann iſt die 
Sache für Sie erledigt. Dann hat der Vorredner es auch für zuläſſig ge⸗ 
halten, meine Perſönlichkeit wiederholt in die Debatte zu ziehen; er hat 
feine Verwunderung darüber ausgeſprochen, daß der Leiter der Reichsjuſtiz 
ſeine techniſchen juriſtiſchen Kenntniſſe habe herleihen können, einem ſolchen 
Geſetze die Form zu geben. Damit wollte er durchblicken laſſen, daß ein 
Juriſt mit einem ſolchen Geſetze unmöglich einverſtanden ſein könne; man 
habe mir einfach den Entwurf octroyirt, und ich armer Mann habe nicht 
anders gekonnt, als mich zur Formulirung herzugeben. Ich würde meine 
Pflicht als Reichsbeamter verlezen und gegen die Wahrheit verſtoßen, wenn 
ich durch mein Schweigen auch nur die Möglichkeit der Annahme aufkom⸗ 
men ließe, als ob dieſes Geſetz wider meine Ueberzeugung von mir aus⸗ 
gearbeitet worden wäre. Ich bin mit dem Inhalte vollſtändig einverſtan⸗ 
den, weil ich ſchon ſeit Re Zeit der Meinung bin, daß an unferer Rede⸗ 
freiheit etwas krank ſei. ürde der Entwurf die Remedur dagegen in einer 
anderen Inſtanz als im Reichstage ſelbſt ſuchen, ſo würde das allerdings 
ungerechtfertigt ſein; das iſt aber nicht der Fall. 

Abg. v. Stauffenberg: Mit ſehr großem Erſtaunen höre ich eben die 
Ausführung des Herrn Bevollmächtigten, daß es nicht die Abſicht geweſen 
wäre, in die Befugniſſe dieſes Hauſes einzugreifen. Schon die Lectüre des 
Geſetzentwurfs und ſeiner Motive beweiſen das abſolute Gegentheil. Wenn 
es der 1 8 be BERLT hätte, dem Reichstage erweiterte Befugniſſe 
zu geben, ſo lag der Weg bierzu, ohne in die Autonomie des Hauſes ein⸗ 
zugreifen, ſehr nahe. Wenn nach dem Beiſpiel der Frankfurter Verfaſſung 
ein Paragraph aufgenommen worden wäre, nach dem jedes Haus das Recht 
bat, feine Mit glieder wegen unwürdigen Verhaltens im Haufe zu beſtrafen, 
im äußerſten Falle auszuschließen, mit dem Hinzufügen, daß das Nähere 
die Geſchäftsordnung beftimmt, dann würde man formell haben jagen 
können, daß in die Befugniſſe des Hauſes nicht eingegriffen worden ſei. 
enn aber der Entwurf auch ſolche Beſtimmungen enthält, die allein im 
Wege der Geſchäftsordnung hätten getroffen werden können, dann iſt es 
unerfindlich, wie man einen Eingriff in die Rechte dieſes Hauſes beſtreiten 
kann. Als der Entwurf von Seiten der preußiſchen Regierung dem Bun⸗ 
desrathe vorgelegt wurde, ging ein Gefühl des Erſtaunens durch das ganze 
Volk, und ich ſelbſt kann bezeugen, daß ich etwas a abſolut nicht 
für möglich gehalten hatte. Auch wird mir der Bundesbevollmächtigte keinen 

all nennen können, daß in irgend einem großen Verfaſſungsſtaate je ein 
ſolcher Vorſchlag der geſetzgebenden 1 eng gemacht worden wäre. 
In dem einzigen Falle, in welchem es ſich in Frankreich um die Ausſtoßung 
eines Abgeordneten, des Abg. Manuel, aus der ene Kammer han⸗ 
delte, erklärte der damalige Präſident des Miniſteriums, Herr von Vilain, 
da es ſich nur um die Frage handle, wie weit ſich das Recht der Kammer 
über ihre Mitglieder erſtrecke, jo weigere er ſich als Miniſter in die Debatte 
einzugreifen. Die Wirkung des vorliegenden Geſetzentwurfs halte ich für 
eine recht ſchlimme, er hat es wahrhaftig dem Präſidenten dieſes Hauſes 
nicht erleichtert, die Geſchäfte dieſes Hauſes weiter zu führen. (Sehr wahr!) 
In den Motiven der Vorlage heißt es, daß die beſtehenden Beſtimmungen, 
„wenn ſie auch vielleicht ausreichen, um die d en Haufe nothbdürftig 
aufrecht zu halten,“ doch in keiner Weiſe genügen. Wenn in diefen Worten 
nicht eine der ſchärfſten Kritilen liegt, eine Kritik, die Yan nicht geeignet 
iſt, das Verhältniß dieſer beiden großen Köxperſchaften, die auf gegenſeitige 
Verſtändigung angewieſen ſind, zu einem beſſeren zu machen, dann weiß ich 


nicht, was die deutſche Sprache überhaupt für eine Bedeutung hat. (Sehr 


richtig!) 

Ich will mich in eingehendere Ausführungen über den Juhalt der Vor⸗ 
lage nicht einlaſſen, da der größte Theil deſſen, was geſagt werden kann, 
bereits geſagt iſt. Ich weiſe nur darauf hin, daß, wenn die Motive auf 
die parlamentariſche Praxis Englands und Amerikas zurückgreifen, ſie bis 
zu dem Punkte, bis zu welchem ihre Quellen reichen, allerdings die That⸗ 
ſachen im Allgemeinen richtig darſtellen. Aber wenn man derartige Geſetze⸗ 
begründen wollte, hätte man doch das Handbuch von May nicht blos in 
der Ausgabe von 1867 benutzen ſollen, denn aus dem Jahre 1867 datirt 
die Umkehr in den engliſchen Gerichtsſprüchen. Die Vergleiche mit England 
und Amerika ſind ſehr prefär, weil die dortigen Verhältniſſe ganz andere 
ſind. Die Strafgewalt des engliſchen Parlaments über ſeine Mitglieder 
und fremde Perſonen iſt demſelben nicht von der Regierung octroyirt, ſon⸗ 
dern ſie iſt eine Errungenſchaft ſchwerer politiſcher Kämpfe. Unzweifelhaft 
dürfen wahrheitsgetreue Berichte über Parlamentsverhandlungen in Eng⸗ 


x 


Ahuldig geblieben, und zwar das Nothwendigſte, die Anführung der 
welche dieſe Vorl ge zu einem unabweisbaren Bedürfniſſe machen. Gegen 


— 


land wie iin Amerika ſtraffrel verbreitet werden - Eins ſind die a 
e, 


Das, was im norddeutſchen Reichstage vorgekommen it, ſind alle im deut⸗ 
ſchen Reichstage worgefommenen Falle a minimaler Natur. Und in 
jener Zeit empfand “am kein Badrini einer Aenderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung. aß dals Erſcheinen der ſocialdemokratiſchen Abgeordneten das 
Bedürfniß erſt jeßt ſchärfer hervortreten läßt, muß ich beitreten. Seit 1867 
find fie ſtets in wechſelnder Anzahl unter uns geweſen. Dann findet ſich 
in den Motiven quasi als Ornament noch ein Grund‘, die Beleidigung 
außerhalb des Hauſes ſtehender Perſonen. Es wäre ſehr intereſſant, zu 
erfahren, welche Fälle denn in dieſer Beziehung vorcgekommen find. In 
England, Frankreich und Amerika betrachtet man die ganz freie Kritik als 
ein unveräußerliches Recht der Abgeordneten; beſch'änkt man dieſes Recht, 
ſo entiteht daraus größeres Unheil, als aus der Ausſchreitung eines Ab: 
eordneten. Der Geſetzentwurf kann in zweiter Herathung im Plenum er: 
Ledig werden; er iſt ſeiner Form wie ſeinem Ip. halte uach für uns nicht 
annehmbar. Ob eine Aenderung der Geſchäfts ordnung nöthig iſt, muß der 
weiteren Berathung vorbehalten bleiben. 
Staatsſecretär Friedberg: Der Vorredner hat ausgeführt, daß der 
Geſetzentwurf namentlich in feiner Motivirung gewiſſermaßen ein Mißtrauen 
gegen die bisherige Führung der Präſtdialgeſchäfte enthalte, und hat ſich 
um Beweis auf die Worte der Motive berufen, daß die vorhandenen Be⸗ 
* der Geſchäftsordnung vielleicht ausreichen, um die Ordnung im 
Hauſe nothdürftig aufrecht zu erhalten, aber unzulänglich ſind, um den 
ſchädlichen, ja gefährlichen Wirkungen von Ausſchreitungen in den Reden 
außerhalb des Sitzungsſaales vorzubeugen. Eine Kritik liegt nicht darin, 
denn auf Grund der beſtehenden Geſchäftsordnung hat das Präſidium das nicht 
leiſten können, und damit es dies leiſten könne, muß der Weg der Geſetzgebung be⸗ 
ſchritten werden. Dann hat der Vorredner wiederum vermißt, daß man nur den 
Mißſtand behauptet, einen Beweis des Bedürfniſſes aber nicht erbracht habe. Der 
Abg. Lasker ſelber hat die vorgekommenen Ausſchreitungen angedeutet, es 
aber unterlaſſen, ſie vollſtändig vorzutragen, ja auch nicht einmal den 
Namen genannt, in dem richtigen Gefühle, daß man auf dieſem Gebiete 
vorſichtig ſein müſſe. Glauben Sie denn, daß der Entwurf aufgeſtellt iſt, 
ohne daß man die Reden, in denen man eine ſolche Ungebühr glaubt finden 
zu können, geprüft hat? Ich habe ſie hier in einem ganzen Bande vor mir; 
aber ich werde weder die Aeußerungen noch die Perſonen bezeichnen (Rufe: 
Warum nicht?), zumal die Perſonen noch im Haufe find. Was über die 
engliſche Rechtsübung in den Motiven geſagt iſt, beruht auf Studien in der 
einſchlagenden Literatur und in den Rechtsquellen; danach iſt das geſprochene 
Wort ſtraffrei; das gedruckte unterliegt dem gemeinen Recht. (Abg. Lasker: 
Das gemeine Recht ſchützt eben!) Dieſe Auffaſſung wird von Männern, die 
in England Pech haben, beſtätigt. a: 
Abg. Bebel: Der Abg. Lasker hat wahrſcheinlich deshalb unterlaſſen, 
die Redner und Stellen, auf welche er ſich geſtern bezog, namentlich und 
wörtlich anzuführen, weil er es nicht für nöthig hielt, da dieſelben noch in 
aller Gedächtniß ſind. Dagegen iſt meine Partei dem Staatsſecretär nicht 
dafür zu Danke verpflichtet, daß die von uns gebrauchten Worte, die die 
Nothwendigkeit des Geſetzes begründen ſollten, nicht angeführt ſind, denn 
man hätte aus der Zeit, in der ſie geſprochen, erſehen, daß, wenn eine ſolche 
Maßregel durch dieſe Reden gehoten erſcheint, die Regierung ſchon längſt 
damit hätte bervortreten müßen. Die Metivirung des Geſetzentwurfs, wie 
ſie bisher von der Regierung gegeben, beweiſt, daß man damit beabſichtigt, 
die jetzt noch anweſenden Abgeordneten meiner Partei aus dem Hauſe 
hinauszudrängen und möglicherweiſe von einer Neuwahl auszuſchließen; 
und die jetzt herrſchende, zum großen Theil künſtlich erzeugte Stimmung 
gegen die Socialdemokraten zu benutzen, um die dem Reichskanzler an ſi 
verhaßte Redefreiheit zu beſeitigen, was derſelbe vor 13 Jahren mit den 
Gerichten nicht erreichen konnte. Der Reichskanzler hat eine Rede des Abg. 
Haſſelmann citirt, aber nicht erwähnt, daß derſelbe ſich ſeinerzeit damit 
entſchuldigte, daß er zu dieſer Aeußerung durch den Reichskanzler provocirt 
ſei, indem dieſer die Socialdemokraten als. Banditen gekennzeichnet hatte. 
A erwarte von dem Gerechtigkeitsgefühl dieſes Hauſes, daß es durch dieſen 
mſtand die Aeußerung Haſſelmann's wenn nicht gerechtfertigt, ſo doch er⸗ 
klärlich findet. Nicht minder ſtarke Ausdrücke gebrauchte am 9. und 10. 
Februar 1866 der Abg. Tweſten. (Redner verlieſt den Schluß einer Rede 
des Abg. Tweſten, in welcher derſelbe darauf hinweiſt, daß die Angriffe 
Karls J. von Engkand gegen die Perſon der Parlamentsmitglieder ſeinen 
Sturz herbeigeführt hätten.) 
Bezüglich der Beleidigung von außerhalb ſtehenden Perſonen ſind die 
Worte intereſſant, welche dieſe Rede Tweſten's im Herrenhauſe hervorrief, 
deſſen Geſchäftsordnung ja die Motive gerade als muſtergiltig bezeichnen. 
Dieſe Geſchäftsordnung iſt augenſcheinlich von Sr. Majeſtät dem Könige 
dem Herrenhauſe vorgeſchrieben, was ja dadurch erklärlich wird, daß das 
Herrenhaus auch heute noch als eine Art parlamentariſches Offiziercorps 
betrachtet wird und demgemäß einen Ehrencodex beſitzt. (Heiterkeit. Der 
Präſident erklärt, eine ſolche Kritik einer andern parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaft für nicht zuläffig.) Tweſten wies damals darauf hin, daß man feine 
und Gneiſt's Rede im Herrenhauſe als fanatiſche, ſchamloſe und ſcheußliche 
Aeußerungen, Lügen und Verleumdungen ꝛc. charakteriſirt habe. Es iſt 
conſequent, wenn der Reichskanzler nach Erlaß des Socialiſtengeſetzes auch 
die ſocialdemokratiſchen Abgeordneten los werden will. Der Reichskanzler 
wählt aber zur Erreichung ſeines Zieles die allerungeſchickteſten Mittel. 
Schon zweimal in dieſer Seſſion mußten ſelbſt ſeine Freunde von der 
Rechten gegen ſeine dahingehenden Vorlagen ſtimmen. Aber es iſt ja 
möglich, daß er mit der Ablehnung nur einen Vorwand zur Auflöſung des 
Reichstages erreichen will, die er für andere Zwecke wünſcht. Wenn man 
vorgiebt, mit dieſer Vorlage Außenſtehende vor Beleidigungen der Abgeord⸗ 
neten ſchützen zu wollen, dann handhabe man zuerſt im Hauſe die Schluß⸗ 
anträge ſo, daß es auch den Abgeordneten möglich wird, ſich gegen die 
Beleidigungen des Reichskanzlers zu vertheidigen. Uns iſt oft auf dieſem 
Wege die Möglichkeit dazu abgeſchnitten worden. Als ich eine Rechtfertigung 
dagegen bei den Wahlen in einer Broſchüre verſuchte, wurde ich auf einen 
der bekannten Strafanträge des Reichskanzlers zu 6 Monaten Gefängniß 
verurtheilt. Eine edle Taktik! Durch dieſe Vorlage ſollen dieſe Strafan⸗ 
träge auch auf die Mitglieder dieſes Hauſes ausgedehnt werden. Der 
Reichskanzler jagt, er gehöre zu misera plebs, die nach gemeinem Recht für 
ihre Reden verantwortlich iſt. Abgeſehen davon, daß wir ihn nie verklagen 
werden, was er auch von uns jagt, jo iſt er doch unfaßbar, denn wenn 
ich den Reichskanzler verklagte, wird er preußiſcher Generalmajor. (Heiterkeit.) 
„Der Reichskanzler ſagt, die Regierungen hätten das Socialiſtengeſetz 
auffällig milde angewendet. Ich weiß nicht, ob dies ein ſchlechter Scherz 
ſein fol, oder ob er in Folge ſeiner Thätigkeit in den letzten Monaten, 
die ja auch etwas Agitatoriſches hatte, keine Zeit gehabt hat, ſich mit den 
von den Regierungen auf Grund des Socialiſtengeſetzes gethanenen Schritten 
1 beſchäftigen. Man hat dabei den vom Reichskanzler einmal aufgeſtellten 
nterſchied zwiſchen berechtigten und nicht berechtigten Socialiſten ganz 
fallen laſſen und Alles, was an Socialismus ſtreift, iſt durch die Polizei⸗ 
behörden und die Reichscommiſſion unterdrückt worden. Die Regierung 
5 dem Geſetze dieſelbe Auslegung gegeben, welche ſie nach dem erſten 

intwurfe beabſichtigte, fo daß die ſogenannten Verbeſſerungs⸗Auträge 
nichts erreicht haben. Wenn der n e überall da verhängt 
werden mußte, wo die Socialiſten in der Mehrheit ſind, ſo mußte dies 
gerade in Berlin unterbleiben, denn hier haben die Socialiſten leider noch 
nicht die Maſorität. (Heiterkeit) Man hat al keines anderen Grundes 
für die Verhängung des Belagerungszuſtandes bedurft, als des Umſtanves, 
daß in Berlin zahlreiche Socialdemokräten find. Wir werden ja noch ſehen, 
wie ſich die von der Regierung angegebenen Gründe des Belagerungszuſtandes 
zu der Aeußerung des Reichskanzlers verhalten. Wenn die Regierung aber 
die Socialiſten aus dem Reichstag entfernen wollte, ſo durfte ſie nicht den 
Geſetzentwurf einbringen, der in der geſammten deutſchen und auswärtigen 

reſſe die ſchärfſte Verurtheilung fand und den Reichstag in die Lage ver⸗ 
etzte, ſcheinbar für die Socialdemokratie Partei ergreifen zu müſſen. Wenn 
der Reichskanzler denkt, gerade dieſes Motiv bei einer Neuwahl als be⸗ 
ſonders guten Grund anzuwenden, ſo wird man ihm das Verhalten ſeiner 
eigenen Freunde entgegenhalten. Wenn man die Socialiſten aus dem 

Reichstage entfernen wollte, ſo ſollte man einfach im Reichswahlgeſetz die 
Leute als nicht wählbar bezeichnen, von denen die Polizei vermuthet, daß 
fie Socialiſten find. (Heiterkeit.) 

Vielleicht bezeichnet die Polizei dann auch die Fortſchrittler als Social⸗ 
demokraten; man hat fie ja ſchon die Vorfrucht des Socialismus genannt; 
auch gegen die Nationalliberalen iſt in verſchiedenen officiöſen Preßorganen 
mit einer Rohheit der Sprache vorgegangen, die kaum anderwärts vor⸗ 
gekommen iſt. Alſo, wenn man gründlich zu Werke gehen will, muß man 
ein Radicalmittel anwenden, aber dann müßte bezüglich der Bundesraths⸗ 
Mitglieder eine ähnliche Beſtimmung aufgenommen werden. Denn, wenn 
es etwa im Reichstage vorkommen ſollte, wie es ſchon in gewiſſen Soireen 
vorgekommen ik, daß man ſagt, die Bäckermeiſter ſind an den hohen Brot: 
1 ſchuld; wenn man die Bäckermeiſter am Rockzipfel falle, dann fallen 
die blanken Thaler heraus; ſo iſt das eine Redensart, die in dieſem Mo⸗ 
ment, wo das Volk durch die Noth auf das Aeußerſte gebracht iſt, als 
hoͤchſt gefährlich anveſehen werden muß (Sehr gut! links): denn bei allen 


der Geſetze, als auf ihre Handhabung an; und de, i ze 
leidigung heute ein ſehr ausgedehnter. Sehr bes eichnend ſind die Tauſende 
von Strafantrögen, die der Reichskanzler ger ell 

meiſten Fällen die Verurtheilung zu d 
rechts.) In Wiesbaden hat man eine Beleidigung des Reichskanzlers mit 
7 Monaten beſtraft, während eine Gnftesläfterung mit 14 Tagen geahndet 
wurde. Ich behaupte, daß die deutſſhe Bolksvertretung äußeren Einflüſſen 
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von gewiſſer Seite weit zugänglicher iſt, als irgend eine andere Volksver⸗ 
tretung anderer Länder, und es iſt nahezu ſoweit gekommen, daß, wenn 
die „Provinzial⸗Correſpondenz“ ankündigt, man ſei in Regierungskreiſen der 
Anſicht, daß der Reichstag mit ſeinem Penſum bis zu dem und dem Zeit⸗ 
punkt fertig werden könne, es faſt den Anſchein gewinnt, als thue man 
im Reichstag Alles, um dieſem Wunſche von oben und außen Rechnung 
zu tragen. 

Auf der anderen Seite entſteht, wenn bier Aeußerungen gefallen ſind, 
die nach gewiſſen Richtungen unangenehm find, bermöge unſerer in dieſer 
Beziehung außerordentlich gut organiſirten officiöſen Preſſe ein Lärm, der 
mit einer Intenſität und Dauer fortgeſetzt wird, daß er ſchließlich ſeine 
Wirkungen auch auf die Geſinnung des Hauſes ausübt. Als bekannt 
wurde, daß dieſer oder ein ähnlicher Geſetzentwurf dem Reichstage vorge⸗ 
legt werden würde, haben die daran anknüpfenden Bemerkungen nach meiner 
fubjectiven Auffaſſung einen merklichen Einfluß ſelbſt auf die Geſchäfte 
dieſes Hauſes im gegenwärtigen Augenblick geübt. Im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe iſt von Seiten des Abg. Richter (Hagen) anläßlich einer 
Debatte über Zoll⸗ und Steuerangelegenheiten der Ausdruck: „Bauern⸗ 
briefe“ gefallen; als er denſelben hier im Hauſe gebrauchen wollte — Der 
Präſident unterbricht den Redner mit der Bemerkung, daß er eine Kritik 
ſeines gegenwärtigen Präſidiums nicht zulaſſen könne. Eine Kritik der 
Führung des Präſidiums in den vorangegangenen Seſſionen, wie dieſelbe 
hier mehrfach geübt worden ſei, könne er nicht ausſchließen, aber er müſſe 
bemerken, daß auch dieſe leicht ſoweit gehen könne, daß ihm die weitere 
Leitung der Geſchäfte unmöglich gemacht werde. 

Abg. Bebel fährt fort: Das hat mir ſelbſtverſtändlich ſehr fern gelegen 
und es verſteht ſich von ſelbſt, daß ich dieſes Beiſpiel nicht weiter aus⸗ 
führen werde. — Von dem Standpunkt aus, daß überall da, wo conſtitu⸗ 
tianelles Leben iſt, zwiſchen der Redefreiheit und der Preßfreiheit ein gewiſſer 
Connex beſteht, behaupte ich, daß dafür weſentlich maßgebend iſt das Niveau, 
welches das Volk ſich gewohnheitsmäßig als dasjenige angeeignet hat, 
innerhalb deſſen es ſeine öffentlichen e erörtert, und da be⸗ 
haupte ich ferner, daß das Niveau der allgemeinen Rede- und Preßfreiheit 
und überhaupt der Meinungsäußerung innerhalb wie außerhalb des Par⸗ 
laments in jedem europäiſchen und außereuropäiſchen Lande, welches über: 
haupt parlamentariſches Leben kennt, größer iſt als in Deutſchland, nament⸗ 
lich in Oeſterreich, Frankreich und England. Der „Mancheſter Guardian“ hat 
neulich geſagt, ein ſolches Geſetz ſei nur in Deutſchland möglich. Es kann 
ja leicht paſſiren, daß, wenn nach dieſem Geſetz eine verhältnißmäßig milde 
Aeußerung eines Redners von der Publicität ausgeſchloſſen wird, das Ge⸗ 
rücht verbreitet wird, er habe ein weit ſchwereres Vergehen begangen, und 
daß er dadurch weit mehr in ſeinem Anſehen und der öffentlichen Meinung 
geſchädigt wird, alſo eine härtere Strafe erleidet, als nach dem Geſetz⸗ 
entwurf zuläſſig ſein würde. Man kann auch ferner nicht den Correſpon⸗ 
denten ausländiſcher Blätter die Veröffentlichung cenſirter Aeußerungen 
verbieten. Auf dieſem indirecten Wege können ſie aber auch im Inlande 
trotz des Verbotes öffentlich bekannt werden, wenn man nicht etwa dem 
Präſidenten dieſes Hauſes die Befugniß geben will, daß er alle die be⸗ 
treffenden Blätter des Auslandes durch die Poſt an den Grenzen anhalten 
und confisciren laſſen kann, damit niemand in Deutſchland etwas davon 
erfährt. Aus dieſen Conſequenzen werden Sie ſicher zur Ablehnung dieſer 
und ähnlicher Vorlagen kommen. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. Abg. Lasker beruft ſich gegen die 
Aeußerung des Staats⸗Secretärs Zen die Rechte des engliſchen Parla⸗ 
ments betreffend, auf die neueſte Ausgabe von May. 

Bei der Abſtimmung über die weitere Behandlung der Vorlage wird 
ihre Verweiſung an eine Commiſſion, die geſtern der Abg. v. Helldorff 
beantragt hatte, gegen die Stimmen der Conſervativen und der deutſchen 
Reichspartei abgelehnt. Doch ſtimmen einzelne Mitglieder der letzteren, wie 
Graf Bethuſy⸗Huc, Fürſt Carolath und v. Kardorff mit der Majorität. Die 
zweite Berathung wird alſo im Plenum ſtattfinden. } 

Nach einigen Berichten über Wahlprüfungen ſchließt die Sitzung um 
4% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Zweite Berathung des 
Geſetzentwurfs betreffend die Disciplinargewalt des Reichstages und Etat.) 

Berlin, 5. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat den 
Regierungsrath Mollier zu Wiesbaden zum Ober⸗Regierungsrath und 
Regierungs⸗Abtheilungs⸗Dirigenten, den Vorſitzenden des Conſiſtoriums zu 
Stade, Ober⸗Gerichts-Director von Müller daſelbſt, den Ober⸗Gerichts⸗ 
Director Roſcher zu Celle und den Vorſitzenden des Conſiſtoriums zu 
Osnabrück, Regierungsrath Heydenreich daſelbſt zugleich zu außerordent⸗ 
lichen weltlichen Mitgliedern des Landes⸗Conſiſtoriums zu Hannover, und 
den außerordentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät der Univer⸗ 
ſität zu Breslau, Dr. Alfred Dove, zum ordentlichen Profeſſor in derſelben 
Facultät ernannt. 5 

Der Lieutenant im reitenden Feld⸗Jäger⸗Corps, Zitelmann, iſt zum 
Oberförſter ernannt und ihm die, durch die Verſezung des Oberförſters 
Tidow erledigte Oberförſterſtelle zu Rehrhof in der Provinz Hannover über⸗ 
tragen worden. — Dem Oberlehrer Dr. Ernſt Fiſcher am Friedrichs⸗ 
Gymnaſium zu Berlin, und dem Oberlehrer an der Realſchule zu Duis⸗ 
burg, Dr. Moritz Kirchner, iſt das Prädicat „Profeſſor“ beigelegt worden. 
Die Beförderung des bisherigen ordentlichen Lehrers, Titular⸗Oberlehrers 
Dr Lünzner am Gymnaſium in Gütersloh zum Oberlehrer iſt genehmigt 


worden. 

Berlin, 5. März. [Beide Kaiſerliche Majeftäten] empfin⸗ 
gen den Beſuch des Erbgroßherzogs und der Erbgroßherzogin von 
Mecklenburg⸗Schwerin, Großfürſtin von Rußland, für welche heute 
ein Diner im Königlichen Palais ſtatt findet. 

[Se. Majeſtät der Kaiſer und König! nahmen heute die 
Vorträge des Wirklichen Geheimen Raths von Wilmowski und des 
Chefs der Admiralität, Generals von Stoſch, entgegen. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 5. März. [Entwurf des Tabakſteuergeſetzes. 
— Unterftaatsfecretär im Reichsſchatzamt. — Natural: 
verpflegung der Truppen.] Der Entwurf des Tabakſteuer⸗ 
geſetzes wird nunmehr in Kurzem dem Bundesrath als preußiſcher 
Antrag zugehen und im Bundesrath wahrſcheinlich eine beſchleunigte 
Berathung finden, ſo daß die Einbringung im Reichstage noch vor 
Oſtern erfolgen dürfte. Da in 2% Wochen auch die Tarifeommiſſion 
ihre Berathungen zum Abſchluß zu bringen hofft und die auf Grund 
der Vorſchläge dieſer Commiſſion auszuarbeitende Vorlage ebenfalls 
mit möglichſter Beſchleunigung fertig geſtellt werden ſoll, ſo dürfte 
auch in Bezug auf dieſen der Bundesrath noch vor Oſtern ſich ſchlüſſig 
machen und die Einbringung im Reichstag bald nach Oſtern erfolgen 
können. — Die Beſetzung der Stelle des Unterſtaatsſecretärs im 
Reichsſchatzamt wird, wie wir hören, bis zur Berathung der Steuer⸗ 
Vorlage im Reichstage erfolgen. — Nach den in Gemäßheit des 
§ 156 des Reglements über die Naturalverpflegung der Truppen 
im Frieden dem Kriegs -Miniſterium zugegangenen Berichten 
der General⸗Commandos ſind im vorigen Jahre im Ganzen 
35 Beſchwerden über die Beſchaffenheit der an die Truppen vertheilten 
Naturalien erhoben worden, davon die größte Zahl, nämlich je 5, 
bei dem 10. und 11. Armee⸗Corps. Von dieſen Beſchwerden wur⸗ 
den 24 für begründet erachtet; es iſt in dieſen Fällen der Erſatz in 
guten Materialien erfolgt. Das Kriegsminiſterium nimmt Veran: 
laſſung, die Corps⸗Intendanturen anzuweiſen, die Lieferanten zur ge⸗ 
nauen Innehaltung der contractlich übernommenen Verpflichtungen 
ernſtlich zu ermahnen. Es wurden in 4 Fällen Geldſtrafen verhängt, 
in 5 Fällen die Lieferungen in andere Hände gelegt, 2 Proviant⸗ 
ämter und eine Depot⸗Magazin⸗Verwaltung ſind verwarnt worden. 

(ii) Berlin, 5. März. [Die Reichstagsdiseciplinar⸗ 
Vorlage. — Die „Provinzial-⸗Correſpondenz“ und die 
Rede des Reichskanzlers.] Das Verdict des deutſchen Parla⸗ 
ments über das Strafgeſetz gegen ſeine Mitglieder iſt in der heutigen 
Sitzung bereits gefallen. Nicht die gewaltigen Oppoſitionsreden der 
Abgg. Dr, Hänel, von Stauffenberg u. A. bildeten das Grabgeläute 
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Leſung geſtellte Frage, ob der Geſetzentwurf an eine Commiſſion von 
21 Mitgliedern verwieſen oder in zweiter Leſung vom Plenum be⸗ 
rathen werden ſoll. Für den Antrag auf Commiſſionsberathung erhob 
ſich auf der rechten Seite des Hauſes eine ſo dürftige Anzahl von 
Mitgliedern, daß damit das Schickſal der Vorlage befiegelt wurde. 
Der Reichstag wird demnach in ſeiner morgigen Sitzung in die 
Specialdebatte eintreten und den $ 1 mit großer Majorität verwerfen. 
Damit iſt das Geſetz gefallen, und der Regierung wird nur 
noch die Erklärung übrig bleiben, daß ſie unter ſo bewandten 
Umſtänden auf die Berathung der reſtirenden Paragraphen ver⸗ 
zichte. Dies und mehr iſt nach Lage der Dinge im Reichstage 
und auch innerhalb der Reichsregierung ſchon ſeit Wochen erwartet 
worden. Es konnte ſich jetzt nur noch um die taktiſche Poſttion 
handeln, welche Fürſt Bismarck dem Majoritätsverdiet des Reichstages 
gegenüber einzunehmen geſonnen iſt. Alles, was heute die Abgg. 
Dr. Hänel, v. Stauffenberg und ſelbſt der Präſident v. Forckenbeck 
auf die geſtrige Rede des Reichskanzlers erwiderten, legt Zeugniß 
dafür ab, daß man ſich der eigentlichen Abſichten des Reichskanzlers 
bewußt iſt. Abg. v. Stauffenberg deutete ziemlich unverhohlen darauf 
hin, daß das Strafgeſetz für beſſere Zeiten aufgeſpart, d. h. zur Vor⸗ 
lage an einen gefügigen Reichstag beſtimmt ſei. Der Kanzler machte 
in ſeiner geſtrigen Rede wahrlich kein Hehl aus dieſem Vorhaben, 
und um dies dem Lande klar zu machen, bringt die „Prov.⸗Corr.“ 
an der Spitze ihrer heute ausgegebenen Nummer dieſe Rede in einer 
ſehr beachtenswerthen Form. Von der vorherigen und nachherigen 
Verhandlung iſt nichts zu leſen. Die Rede iſt nach der Ge⸗ 
wohnheit des halbamtlichen, in Hunderttauſenden von Exemplaren 
den amtlichen Kreisblättern beigegebenen Blattes vollſtändig losgelöſt 
aus den parlamentariſchen Debatten und nur der Zuſatz: Nach einer 
Rede des Abgeordneten Lasker unter der Aufſchrift deutet nothdürftig 
den Zuſammenhang an. Wer die Rede des Kanzlers geſtern gehört 
hat, der hat ſie vielleicht nicht für geradezu offenſiv gegen die anders 
entſcheidende Mehrheit des Reichstages gehalten, aber in dem Gewande, 
welches ihr die „Prov.⸗Correſp.“ giebt, indem ſie mit bedachter Aus⸗ 
wahl bald hier, bald da Worte und ganze Sätze geſperrt oder fett 
druckt, gewinnt ſie einen entſchieden drohenden Charakter. Neulich 
erfolgte durch die Reichsbeſchwerde⸗Commiſſion die Verurtheilung eines 
Socialdemokraten, weil er wortgetreu eine feiner Reden im Reichs⸗ 
tage (ohne durchſchoſſene oder fettgedruckte Lettern) veröffentlichte. 
Soweit wir uns entſinnen, führte das Erkenntniß aus, daß der Ab⸗ 
druck einer einzelnen Rede nicht ein wahrheitsgetreuer Bericht jet, 
weil unter einem ſolchen nur der volle ungeſchmälerte Sitzungsbericht 
verſtanden werden könne, die misera plebs wird eben anders ab⸗ 
geurtheilt. 

[ Bekanntmachung, betr. die Ausgabe von Schatzanweiſungen 
im Betrage von 20,000,000 M.] Auf Grund der Beſtimmung im § 3 
Ziffer 2 des Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung des Reichshaushalts⸗Etats 
für das Etatsjahr 1878/79, vom 29. April 1878 (Reichs⸗Geſetzblatt Seite 17), 
habe ich angeordnet, daß behufs der Beſchaffung von Betriebsfonds zur 
Durchführung der Münzreform unverzinsliche Schatzanweiſungen im Betrage 
von 20 Mill. M. ausgegeben werden, nämlich: Serie V von 1879 über 
5 Mill. Mark mit einer Umlaufszeit vom 20. Febr. bis 20. Juni 1879, 
Serie VI von 1879 über 5 Mill. Mark mit einer Umlaufszeit vom 27ſten 
Februar bis 27. Juni 1879, Serie VII von 1879 über 5 Mill. Mark mit 
einer Umlaufszeit vom 5. März bis 5. Juli 1879, Serie VIII von 1879 
über 5 Mill. Mark mit einer Umlaufszeit vom 12. März bis 12. Juli 1879. 
Berlin, den 4. März 1879. Der Reichskanzler. In Vertretung: Hof⸗ 


mann. 

[Verbote auf Grund des Reichsgeſetzes vom 21. Octbr. 1878. 
Die Nummern 41 und 50 des gegenwärtigen Jahrganges der in Chemnitz 
erſcheinenden periodiſchen Druckſchrift „Chemnitzer Abendblatt.“ Die Nr. 1 
der in Genf erſcheinenden A Druckſchrift: Le Révolté Organe 
socialiste Imprimerie nouvelle. Nr. 1 der in Bremen herausgegebenen 
periodiſchen e „Bremer Morgenzeitung“ (Druck und Verlag von 
Schäfer u. Caſſens) und gleichzeitig das fernere Erſcheinen dieſer Druckſchrift. 

Frankfurt, 4. März. [Preßprozeß.] Die „Frkf. Ztg.“ mel⸗ 
det: Vor dem Unterſuchungsrichter wurde heute der verantwortliche 
Redacteur der „Frankfurter Zeitung“ Dr. Stern wegen der Polit. 
Ueberſicht in Nr. 21 Abendblatt vernommen, durch welche ſich Fürſt 
Bismarck beleidigt erachtet. 


Deſterreich. 

2 Wien, 4. März. [Graf Bylandt und Dr. Sturm.] 
Die Dinge in den Delegationen nehmen genau den Verlauf, den ich 
prognoftieirt habe. Eigentlich iſt Andraſſy ſchon heute ganz außer 
Spiel geſetzt: denn da die Vorwürfe ſich nur noch gegen die Art, wie 
die Occupation durchgeführt worden iſt, richten, ſteht ja die Partie 
im Grunde nur noch zwiſchen Sturm und dem Kriegsminiſter. Ein 
neuer Beweis, wie völlig haltlos die Oppofition hin⸗ und hertaumelt, 
denn im December bewilligte ſie das Geld bekanntlich vertrauensvoll 
demonſtrativ dem Grafen Bylandt und nicht dem Grafen Andraſſy, 
der ſeinen Collegen zu dieſem Erfolge ebenſo oſtenſibel mit einem 
Händedrucke lächelnd beglückwünſchte. Nur der eigenen Läſſigkeit hat 
die Oppoſition es zuzuſchreiben, wenn ſie geſtern ſogar mit demjenigen 
Antrage Sturm's in der Minderheit blieb, der darauf abzielte, die 
ordentliche Publicirung des Berliner Vertrages zu erzwingen — d. h. 
die Kundmachung in der „Wiener Zeitung“ mit der Clauſel: „unter 
Zuſtimmung beider Häuſer unſeres Reichsrathes“. Allerdings, Graf 
Andraſſy brach der Debatte die Spitze ab durch die Erklärung, er 
habe nichts dagegen: nun, wir werden ja ſehen! Schwer begreiflich 
iſt es jedenfalls, weshalb dann die miniſterielle Zufalls⸗Majorität ſich 
bemüſſigt hielt, noch gouvernementaler zu. fein, als der dirigtrende 
Miniſter. Die zweite Reſolution, anſtatt der jetzt geforderten 47 nur 
die 42 Mill. zu bewilligen, die ſchon im Nov. zu den 60 pro 1878 
verlangt wurden, iſt natürlich rettungslos verloren. Daſſelbe glaube ich 
von dem dritten Antrage auf ein Tadelsvotum, weil die Oceupation 
zuerſt „mit ungenügender Vorbereitung unternommen, dann mit all⸗ 
zugroßem, ganz unverhältnißmäßigem Aufwande durchgeführt worden 
ſei.“ Jedenfalls iſt das ein Anklagepunkt, der Andraſſy direct nichts 
angeht, ſondern nur den Grafen Bylandt trifft ... fo lange wenigſtens, 
als der Letztere ſich nicht etwa officiell, was bisher doch nur officiös 
geſchehen iſt, darauf ausredet, daß die ganze Directive, die ihm die 
Diplomatie mit auf den Weg gegeben, noch nicht ſo viel werzh ge⸗ 
weſen ſei, wie die Kundſchaft einer einzigen Schleichpatrouille. Das 
Requiſitorium Sturm's, der bei dieſer Gelegenheit dreiſt behauptete, 
die Occupation Bosnlens ſei das größte Unglück, das die Monarchie 
ſeit dem Bankerottpatente von 1811 getroffen, traf den Nagel auf 
den Kopf, und Niemand wird im Ernſte behaupten wollen, daß es 
dem Kriegsminiſter gelungen ſei, mit ſeinen ausweichenden, ganz all⸗ 
gemein gehaltenen, ſa die wichtigſten Fragen kaum ſtreifenden Ant⸗ 
worten irgend einen der Vorwürfe zu widerlegen, auf welche Sturm 
ſein Tadelsvotum gründete. Ueber die Zahl der Inſurgenten iſt Graf 
Bylandt völlig außer Stande, irgend einen Aufſchluß zu geben: daß 
es ihrer mehr als 25,000, wie die Oppoſition meint, geweſen ſind, 
behauptet er aber auch nicht. Alſo muß er ſchon entſchuldigen, 
150,000 Combattanten ſind dafür etwas viel, wie ſie andererſeits 
wieder gar wenig find für 300,000 Mobiliſirte. Das allgemeine 


Urtheil hat Graf Bylandt nicht entkräftet: bis zu Szapary's Schlappen 


hat man die Occupation auf die leichte Achſel genommen und dann 
am 21. Auguſt eine übertriebene Gewaltanſtrengung gemacht — denn 
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die Koſten von 20 Millionen, welche dieſe letzte Moblliſirung von 
95,000 Mann verurſachte, ſtehen zu deren minimaler Theilnahme an 
der Campagne, auf deren Schauplatz ſie meiſt erſt Mitte September 
eintrafen, kaum im Verhältniſſe. N 


Provinzial-Zeitung. 


— d. Breslau, 3. März. [Schleſiſcher Central⸗ Gewerbeverein. 
In. der letzten unter Leitung des ſtellvertretenden Vorſitzenden. Director 
r. Fiedler, abgehaltenen Ausſchußſitzung machte Director B. Mil 
u. A. zunächſt Mittheilung über die vom Rittmeiſter Clauſon⸗Kaas ge⸗ 
ſtellten Bedingungen, unter denen derſelbe bereit iſt, in Schleſien über die 
nach ſeinem Princip eingerichteten Schulen Vorträge 1 balten. Dieſe Be⸗ 
dingungen ſollen ſowohl den verſchiedenen Gewerbevereinen, als auch 
Vereinen ähnlicher Tendenz, den Vorſtänden von t li 12 
mitgetheilt werden. — Der Gewerbeverein zu Bunzlau theilt feine Bereit: 
willigkeit zur Abhaltung des XVI. Schleſiſchen Gewerbetages zu Bunzlau 
im kommenden Sommer mit. — Zu einem Antrage des Gewerbevereins 
zu Grünberg, betreffend die Wanderlager, wird auf Vorſchlag des Herrn 
Köbner beſchloſſen, den genannten Verein dahin zu beſcheiden, der Schle⸗ 
ſiſche Central⸗Gewerbe⸗Verein werde unter Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß dieſe Frage im Reichstage bei dem Antrage auf Abänderung der Ge⸗ 
werbeordnung zur Sprache kommen werde, nicht verfehlen, zu dieſer Frage 
rechtzeitig Stellung zu nehmen. — Der Aufforderung des Local⸗Comite's 
zu Kaſſel, die Aufmerkſamkeit auf die diesjährige, 5 des Schmiede⸗ 
tages (23. bis 25. Mai) der vereinigten Schmiedemeiſter Deutſchlands in 
den Räumen des Gewerbe⸗Muſeums zu Kaſſel ſtattfindende Special⸗Aus⸗ 
ftellung von Hilfsmaſchinen, Werkzeugen und Materialien für das Schmiede⸗ 
Gewerbe zu lenken, ſoll durch Mittheilung des betreffenden Programms 
an die Gewerbevereine entſprochen werden. — Der Fortbildungsſchule zu 
Habelſchwerdt, ſowie der vom Tiſchlermeiſter C. E. F. Hoffmann An 
leiteten Tiſchler⸗Innungs⸗Zeichenſchule für Tiſchler⸗Lehrlinge zu Breslau 
werden Lehrmittel überwieſen. — Der Handelsminiſter macht durch 
ein Schreiben die wichtige Mittheilung, daß anläßlich der Reviſion 
des Submiſſionsweſens die Submiſſionsbedingungen für die Uebernahme 
von Arbeiten und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsverwaltung, 
ſowie allgemeine Bedingungen, betreffend die Ausführung von Arbeiten 
und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsperwaltung, zuſammen⸗ 
geſtellt worden find. Der Herr Miniſter wünſcht, bevor dieſer Entwurf in 
ſeinem Miniſterium berathen wird, dem Ausſchuſſe Gelegenheit zur Aeuße⸗ 
rung von Bedenken und Formulirung von Vorſchlägen zu geben und er⸗ 
ſucht deshalb, a ſchriftliche Mittheilungen recht bald an ihn ge 
langen zu laſſen. Sollte eine mündliche Darlegung abweichender Anſichſen 
gewünſcht werden, ſo ſtellt er dem Ausſchuß anheim, zu dieſem Zwecke einen 
Delegirten zu bezeichnen. Herr Köbner referirt über den vom Herrn Mi⸗ 
niſter eingelanbten Entwurf, welcher im Allgemeinen den Erwartungen nicht 
entſpreche, weil im Weſentlichen die Preis⸗Concurrenz, nicht aher die Qua⸗ 
litäts⸗Concurrenz aufrecht erhalten werde. Auch andere billige Forderungen, 
wie Abkürzung der Friſten zur Einreichung der Bedingungen, ſeien nicht 
berückſichtigt worden. Eine eingehendere Berichterſtattung über dieſen mi⸗ 
niſteriellen Entwurf übernehmen die Herren Köbner und Milch als 
Referenten und Oberbergrath Althaus als Correferent Ip die nächſte 
Ausſchuß⸗Sitzung. — Um den Arbeitern eine beſſere und geſundere Lectüre 
zu bieten, als ihnen durch die Colportage geboten wird, iſt, wie Oberberg⸗ 
rath Althans mittheilt, in Saarbrücken ein wöchentlich erſcheinendes Blatt 
„Der Bergmannsfreund“ begründet worden, welches ſchon ſehr ſegensreich 
gewirkt habe. Auch in Waldenburg habe man bereits die nöthigen Vorbe⸗ 
reitungen getroffen, um für die dortigen Arbeiter ein ähnliches Unternehmen 
zu begründen. Gegenwärtig gehe man auch in Oberſchleſien mit dem Plane 
um, ein derartiges Blatt in deutſcher und polniſcher Sprache erſcheinen zu 
laſſen. Redner giebt dem Ausſchuß zur Erwägung, ob ſich nicht dieſe 
Diete für die Prodinz zuſammenfaſſen und dadurch verallgemeinern ließen. 
Fi e Frage ſoll in der nächſten Ausſchuß⸗Sitzung zu eingehender Berathung 

ommen. 
bt. [Zum Waſſertarif.] Die Petition, welche in Gemäßheit eines Bes 
ſchluſſes des Grundbeſitzervereins von letzterem an Magiſtrat und Stadt⸗ 
Feige Wen, N in Sachen des Waſſertarifs gerichtet worden, hat 
olgenden Wortlaut: Fee 
Die Errichtung der neuen Waſſerwerke geſchab in der Abſicht, den Ein⸗ 
wohnern der Stadt Breslau eine allgemeine Wohltbat zuzuwenden und iſt 
derzeitig von der Bürgerſchaft freudig begrüßt worden. Noch iſt jedoch kein 
ahrzehnt vergangen und ein großer Theil der hieſigen Bürger und wahr⸗ 
ich nicht die am wenigſten zu berückſichtigenden haben volle Berechtigung, 
die Einrichtung zu Ve da man die urſprüngliche Abſicht gänzlich außer 
Acht gelaſſen ohne der Rückſicht auf das Wohl des Einzelnen mit jener nur 


das Intereſſe des Stadtſäckels verfolgt. ' 
Während de de die koſtenfreie Waſſerlieferung in Ausſicht genom⸗ 
be jetzt als eine melkende betrachtet, der jedoch nicht 


men, wird vie K f 

die geſammte Einwohnerſchaft, ſondern nur ein beſchränkter Theil derjelben, 

gegenwärtig kaum 5000 Grundbeſitzer, das Futter liefern muß. Ein Blick 

in den Stadthaushaltsetat für das Verwaltungsjahr 1879/80 zeigt, daß 

a. der ſtädtiſche Waſſer⸗Conſum auf 270,000 Mark 
veranſchlagt wird, während . 

b. außerdem der betreffende Titel einen Einnahme⸗Ueber⸗ 


iu k!; ee Na in 393,980 „ 
nachweiſt. Es werden ſonaec 9g . 663,980 Mark 
dem Iſt des Stadtſäckels zugeführt, und zwar als Ueberſchuß der Verwal⸗ 


tung der ſtädtiſchen Waſſerwerke. Es iſt ferner 5 0 r daß dieſer Ueber⸗ 
ſchuß von den Abnehmern des ſtädtiſchen a es allein aufgebracht 
wird, ſofern man die Verzinſung des Anlage⸗Capitals für die Errichtung 
der ſtädtiſchen Waſſerwerke unberückſichtigt läßt. Wird dieſelbe jedoch ſelbſt 
mit 5 pCt. Jahreszins in Rechnung gezogen, ſo beträgt derſelbe noch immer 
nicht die Summe von 270,000 M. des Werthbetrages des ſtädtiſchen 
Waſſerverbrauch Quantums und es bleiben 393,980 M. unbezweifelt als 
eine Einnahmequote ſtehen, für] deren Erhebung die moraliſche Berechti⸗ 
gung doch mehr als fraglich erſcheinen dürfte. Es iſt bierbei jedoch 
nicht außer Acht zu laſſen, daß dieſe Summe mehr als Ein⸗ 
heiten der geſammten Communalſteuer beträgt und während an 
letzterer circa 80,000 Einwohner betheiligt ſind, haben circa 5000 
Hausbeſitzer die 7 des Waſſergeldes faſt allein zu tragen. Die Behaup⸗ 
tung iſt um ſo mehr berechtigt, als mit der obligatoriſchen Einführung des 
Waſſermeſſerg der allſeitige Rückgang der Wohnungsmiethe zuſammentraf 
und letzterer in erſter Reihe von den Miethern benußt wurde, um ſich von 
der laͤſtigen Zahlung des Waſſergeldes zu befreien. Während dieſe That⸗ 
ſache der Stadtverwaltung wohl bekannt iſt, fehlt es nicht an Stimmen, 


die den Waſſerverbrauch in den einzelnen Häuſern noch immer als zu gering H 


für die Schwemmung der Canale ſchätzen und hierdurch gewiſſermaßen die 
Miether zur Verſchwendung des von den Vermiethern theuer bezahlten 
Waſſers auffordern. Dieſes Prädicat wird unzweifelhaft dadurch gerechtfer⸗ 
tigt, daß der Verwaltungsbericht der ſtädtiſchen Waſſerwerke den Selbſtkoſten⸗ 
preis des Waſſers auf 9,89 Pf. pro Kbm. berechnet, während daſſelbe nur 
gegen Zahlung von 15 Pf. an die Conſumenten abgegeben wird. Wohl 
war es früher ein wirthſchaftlich anerkannter Grundſaß, daß die Commune 
Kor Einwohner Luft, Licht und Waſſer koſtenfrei zu gewähren habe, in 

reslau iſt man ledoch von dieſer bewährten Praxis abgegangen und die 
Stadtverwaltung beſchankt ſich darauf, eines der nothwendigſten Erforder⸗ 
niſſe des phyſiſchen Lebens nur gegen Preisauſſchlag von 50 pCt. gegen 
die Selbſtkoſten herzugeben! Da es ferner der Stadtverwaltung beguem iſt 
und zuverläſſiger erſcheint, fo wird dieſes Waſſergeld, alſo der 
Bedarf des großen Theiles der geſammten Einwohnerſchaft nicht 
von den Conſumenten als den eigentlich Verpflichteten, ſondern von den Haus⸗ 
beſitzern, den Parias der modernen communalen Verwaltungstheorie, erhoben. 
Der Einwand, daß das Waſſergeld als communale Umlage nicht erhoben 
werden kann, weil zur Zeit noch nicht alle Theile der Stadt mit Leitungs⸗ 
waffe erfor ſind, kann doch wahrlich kein Grund ji daſſelbe nicht von 
den zeitigen Conſumenten direct zu erheben, und als ſolche können doch 
gewiß die Hausbeſitzer allein nicht erachtet werden. Von dem Hausbefiger 
wird unberückſichtigt, ob er feine Wohnungen vermiethet hat oder nicht, die 
Zahn der Gebaͤudeſteuer, e der öffentlichen Straßen, die 

ahlung der Koſten der Einquartierung die An⸗ und Abmeldung der Miether 
die Recherche im communalen Steuer⸗Intereſſe und noch jo vieles Andere 
verlangt, wovon der Miether befreit iſt und wogegen die Commune dem 
Vermiether kaum nennenswerthe Berechtigungen gewährt. Hierzu tritt noch 
die koſtſpieligen Anlagen und Unterhaltung der Hausleitungen. Von allen 
dieſen Laſten iſt jedoch das Waſſergeld zur drückendſten erwachfen, da daſſelbe 
nicht einmal im Voraus feitgeftellt ift, ſondern ſich, wenn auch ſchwankend, jedoch 
e ne e zeigt und unter den gegenwärtigen Mieths⸗ 

erhältniſſen be 5 Sau 
bat. Ein Fortbeſtehen dieſes Verhältniſſes iſt BA nur angethan, den 


Hausbefigern, der z. Z. ja ohnehin nach allen Seiten mit Drangſalen und 


bis 5 pCt. des Brutto⸗Miethsertrages emporgeſchwungen N 


* 12 \r 1 Br 5 A 
Widerwärtigkeiten zu kämpfen hat, vollſtändig zu ruiniren und thut bier 
diene Nbbilſe Saen 55 Hierfür ſprechen zur Evidenz die ſich noch 
immer mehrenden Subhaſtationen, welche 
Leiſtungen der Bauſpeculanten beſchränkt ſind, ſondern von Monat zu 
Monat immer zahlreicher in den alten Stadttheilen auftreten, den alten 
Grundbeſitz unterwühlen und den zuverläſſigſten Maßſtab für die allge⸗ 
meine Noth des Grundbeſitzers abgeben dürften. 3 

Wir ſind überzeugt, daß dieſe traurigen Verhältniſſe, wie in allen 
Kreiſen der Einwohnerſchaft, auch im Schoße der ſtädtiſchen Verwaltung 
bekannt ſind und glauben daher, daß unſere Reclamationen nicht als un⸗ 
berechtigt erachtet werden können, ſondern der reiflichſten Erwägung und 


ch] Berückſichtigung verdienen. 


Wir ſind der Anſicht, daß ſofern die Finanzlage der Stadt die Gratis⸗ 
Verabreichung des Leitungswaſſers nicht zuläßt, deſſen Bezahlung von den 
Conſumenten aber höchſtens zum Selbſtkoſtenpreiſe erfolgen muß, wir be⸗ 
trachten jedoch jeden Aufſchlag auf den Selbſtkoſtenpreis als eine unbe⸗ 
rechtigte Belaſtung einzelner zum unbegründeten Vortheile anderer Ein⸗ 
wohner der Stadt. 5 5 

Wir erwarten daher, daß die Stadtverwaltung bei dem in Ausſicht ge: 
ſtellten abgeänderten Tarife den wirklichen Verhältniſſen Rechnung tragen 
und die Hausbeſitzer nach Gebühr entlaſten wird. 

Wir beantragen daher: . 

1) daß für den Haus bedarf der Waſſermeſſer als unzureichend abgeſchafft 
und dagegen eine Waſſerſteuer eingeführt werde, deren Höhe unter Berück⸗ 
chigen des communalen Waſſerverbrauchs auf Grund der Selbſtkoſten 
des Leitungswaſſers zu normiren iſt und von den Conſumenten mit der 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer eingezogen werden ſoll; 

2) daß die Steuer für jeden bewohnten heizbaren Raum und außerdem 
für Cloſets und Badecabinets erhoben werde; 

3) für den nicht häuslichen Conſum, insbeſondere für gewerbliche und 
Luxus⸗Anlagen wird das Waſſergeld auch fernerhin auf Grund der Waſſer⸗ 
155 und zwar unter entſprechendem Zuſchlage zu dem Selbſtkoſtenpreiſe 
erhoben. ’ 


H. Breslau, 5. März. [Schleſiſcher Verein zur Ueberwachung 
von Dampfkeſſeln.] In der am 5. unter dem Vorſitz des Herrn C. E. 
Walkhoff⸗Schosnitz ſtattgehabten General⸗Verſammlung wurde ſeitens 
des Herrn Walthoff Bericht über das verfloſſene Jahr erſtattet. Derſelbe 
verbreitet ſich ſehr eingehend über die internen Angelegenheiten des Vereins. 
Erwähnt ſei aus dieſem Bericht nur, daß auch in dem abgelaufenen Be⸗ 
triebsjahr die Vereinsthätigkeit eine ſehr ſegensreiche war. Ein Unfall war 
überhaupt nicht zu beklagen. Nachdem durch Vereinsbeſchluß der Ausſchluß 
der Provinz Poſen aus dem Verein ausgeſprochen worden, erfolgt der Aus⸗ 
tritt der Poſener Mitglieder. Trotz der ungünſtigen Zeitverhältniſſe erfuhr 
der Verein im abgelaufenen Betriebsjahr eine Zunahme von acht ſchleſiſchen 
Mitgliedern mit 14 Keſſeln. Die von Herrn Skene verwaltete Vereinskaſſe 
ſchloß am 1. But 1879 mit einem Beſtande von ca. 9799 M. ab. Das 
Budget pro 1879 und die Mitgliederbeiträge ſollen auf gleiche Höhe wie 
im Vorjahr normirt werden. Der Bericht erkennt ſchließlich an, daß die 
Mitglieder des Vereins durch eifrige Selbitcontrole die Vereinszwecke weſent⸗ 
lich fördern und daß die Reviſionen ſeitens der Techniker mit der größten 
Sachkenntniß und Gewiſſenhaftigkeit ausgeführt worden. Die Diseuſſion 
über den Bericht dreht ſich anknüpfend an einen Specialfall weſentlich um 
die Frage, ob es vortheilhaft ſei, die Keſſel vor der Inbetriebſetzung mit 
der doppelten Anzahl von Athmoſpharen zu prüfen, mit der er arbeitet. 
Die Mehrzahl der Redner, ſowohl Fabrikbeſitzer als Techniker, ſprachen ſich 
dahin aus, daß für die Keſſelanlagen dieſe Prüfung mit doppeltem 
Athmoſphärendruck nicht empfehlenswerth ſei und daß der Vorſtand Veran: 
laſſung habe, bei zuſtändiger Stelle eine Prüfung mit nur 1 ½ fachem 
Athmoſphärendruck zu befürworten. Es wurde dabei namentlich darauf 
bingewieſen, daß eine Probe mit doppeltem Athmoſphärendruck nicht abſolut 
vor einer Exploſion ſchütze, wohl aber den Keſſel leicht ſchädigen könne. 
— Der vom Redner erſtattete Kaſſenbericht 1 daß der Verein im 
Jahre 1878 eine Geſammteinnahme von 26,564 M. hatte. Die Ausgaben 
betrugen 17,232 M. Der Beſtand beläuft ſich ſomit auf 9332 M. Das 
Vereinsvermögen erhöht ſich durch noch außenſtehende Forderungen auf 
9733 M. excluſive des Inventariums. Auf Grund der erfolgten Prü⸗ 
br 100 der Rechnungen wird ſeitens der Verſammlung die Decharge 

oſſen. 
emnächſt ſetzt die Verſammlung das Budget und die Jahresbeiträge 
für das laufende Jahr feſt. a . 

Aus dem Bericht des Ingenieurs, der mit einem außerordentlichen 
techniſchen Material ausgeſtattet, den Mitgliedern gedruckt vorliegt, ſeien 
nur folgende allgemeine Daten hervorgehoben: 

Das verfloſſene Jahr begann mit 291 Mitgliedern und 672 Keſſeln, 
von denen 28 Keſſel kaſſirt wurden. Im Laufe des Jahres traten 16 neue 
Mitglieder mit weiteren 35 Keſſeln ein, und 64 alte Mitglieder mit 103 
Keſſeln ſchieden aus, ſo daß am Schluſſe des Jahres noch 243 Mitglieder 
mit 612 Keſſeln vorhanden waren. Von den 243 Mitgliedern hat 1 Mit⸗ 

lied 20, 1 Mitglied 11, 2 Mitglieder haben je 10, 3 je 9, 4 je 8, 5 je 7, 
Nie 6, 14 je 5, 8 je 4, 29 je 3, 57 je 2 und 110 Mitglieder je 1 Keſſel. 
Den Mitgliedern gehören 273 Fabriken, darunter 80 Brennereien, 34 Zucker⸗ 
fabriken, 16 Mehlmühlen, 16 Ziegeleien, 10 Stärkefabriken, 10 Bierbraue⸗ 
reien, 7 Waſſerpumpwerke, je 6 Papier⸗, Tuchfabriken, Koch⸗ und Waſch⸗ 
anſtalten, 5 Gasanſtalten, 4 Spinnereien, je 3 Oel⸗, Maſchinen⸗, Sprit⸗ 
fabriken, Buchdruckereien, Mineralwaſſerfabriken, Schneidemühlen, Eiſen⸗ 
waarenfabriken, je 2 Lederfabriken, Pappen⸗, Möbel⸗ und Holzwaaren⸗, 
a chemiſche, chemiſche Dünger, Buntpapier⸗, Chocoladen⸗, Moſtrich⸗ 
abriken ꝛc. 

Im Jahre 1878 belief ſich die Zahl der Geſammt⸗Reviſionen auf 1126, 
d. h. es wurden eben ſo viel Reviſionen an einzelnen Keſſeln der Mit⸗ 

lieder bei 523 Beſuchen in verſchiedenen Fabriken ausgeführt. Von dieſen 
Reviſionen waren 669 äußere, bei denen die Keſſel im Betrieb waren, 457 
innere, bei denen auch in 227 Fällen die Züge befahren worden; endlich 
149 Druckproben, unter denen ſich 9 Proben bei neuen oder angelegten 
Keſſeln befanden, 140 Proben nach Reparaturen und nach ſechsjähriger 
Betriebszeit an gebrauchten Keſſeln. 5 

Sowohl bei den äußeren, wie bei den inneren Reviſionen und den Druck⸗ 
proben iſt die ſtatutenmäßig vor Pollen de Zahl überſchritten worden. Bei 
den Reviſionen fanden ſich in 29 Fällen Fehler in der Conſtruction, außer⸗ 
dem in vielen Fällen Nieten über dem Feuer, in 98 Fällen Mängel an 
Keſſel⸗ und Mauerwerk, in 145 Fällen Fehler an den Garnituren und in 
31 Mängel im Betriebe. — Außer der gewöhnlichen Repiſionsthätigkeit 
führten die Vereins - Ingenieure Minſſen und Schröter noch aus: 
M eee mit Indicator⸗Meſſungen und 1 dergl. mit einem 

eſſel allein. 

Die auf der Tagesordnung ſtehende Ergänzungswahl für drei aus dem 
Vorſtande ausſcheidende Mitglieder, die Herren Walkhoff⸗Schosnitz, 
aupt⸗ Brieg und Grattenauer⸗Peterwitz, nahm einen nicht unweſent⸗ 
lichen Bruchtheil der Zeit der Verhandlungen in Anſpruch. Von einer 
Seite wurde der Vorſchlag gemacht, anſtatt des Vorſitzenden Walkhoff 
4555 Stadtrath Korn in den Vorſtand zu wählen. So ſehr es auch all⸗ 
eitig anerkannt wurde, daß die Wahl des Stadtrath Korn außerordentlich 
empfeblenswerth und unter anderen Verhältniſſen als ein grober Gewinn 
für den Verein je betrachten ſei, ſo ſprachen ſich doch einzelne Vorſtands⸗ 
mitglieder mit Rückſicht auf die Verdienſte der ausſcheidenden Herren und 
namentlich des Herrn Walkhoff entſchieden für deren Wiederwahl aus. 
Das Reſultat der Wahl war, daß die Herren Haupt⸗Brieg und 
Grattenauer⸗Peterwitz wieder-, dagegen Stadtrath Korn an Stelle 
Walkhoff's neugewählt wurden. Außerdem gehören dem Vorſtande an 
die Herren Dr. Bock⸗Sacrau, Commerzienrath Treutler, Skene, Linke, 


Kopiſch und Wiskott. In der Ablehnung der Wiederwahl des bisheri-] 50 


gen Vorſitzenden Walkhoff in den Vorſtand ein Mißtrauensvotum der 
Generalverſammlung gegen Letztern erblickend, legten ſämmtliche bisherigen 
Nac kae lieder, jo weit dieſelben anweſend waren, ihr Amt nieder. 
Nach langer Discuſſion, in welcher eine Reihe verſchiedener Anträge geſtellt 
wurden, wurde endlich, obwohl einzelne Vorſtandsmitglieder ihre Thätigkeit 
augenblicklich einzustellen erklärten, eine Einigung en erzielt, daß der fein 
Amt als Vorſitzender ſofort niederlegende Herr Walkhoff den Vorſitz 
feinem Stellvertreter Dr. Bock übergab, und die ausgeſchiedenen Vorſtands⸗ 
mitglieder ſämmtlich unter fen e e ihrer Austrittserklärungen und 
theilweiſe unter ausdrücklichem Verzicht au ir Wiederwahl ſich bereit er⸗ 
klärten, bis zu einer möglichſt bald (thunlichſt innerhalb der nächſten vier: 
jehn Tage) einzuberufenden Generalverſammlung, in der die Neuwahl des 
Vorſtandes vollzog en werden ſoll, ihr Geſchäft weiterführen. 


A. F. Breslau, 6. März. [Im Handwerkerperein] hielt am 


geltrigen Vereinsabend Herr Rector Dr. Marheinecke einen, das patriotiſche 


efühl feiner Hörer in ſchwungvoller Sprache anregenden Vortrag über die 
Errungenſchaft, welche wir der Einigung Deutſchlands verdanken. — Herr 
ippert ſprach, die geſchaftliche Miſere der Gegenwart mit einigen Worten 
berührend, im Anſchluß an den Vortrag, die zuverſichtliche Hoffnung aus, 
daß ſich die ſegensreichen Folgen der deütſchen Einheit in der Zukunft auch 


egenwärtig nicht mehr auf die 


auf zealem Gebiete geltend machen werden. — Auf der 9 
ſtand demnächſt die Fortſetzung der Discuffion über die vom Central⸗ 
gewerbeverein aufgeſtellten, die Innungen betreffenden Fragen, 

ſelben noch zu erledigen waren. — Die Verſammlung erklärte ſich ohne er⸗ 
hebliche Debatte mit den gutachtlichen Aeußerungen der jene Fragen vor⸗ 
berathenden Commiſſion einverſtanden. — Im Auftrage des Humboldt⸗ 
vereins forderte ſchließlich Herr Freyhan die anweſenden Meiſter auf, 
ihren Lehrlingen oder Söhnen die Theilnahme an den, von genanntem 
Verein eingeführten geſelligen Sonntagsunterhaltungen, als ein völlig 


koſtenloſes, die gute Sitte durch entſprechende Unterhaltungen förderndes 


Vergnügen zu empfehlen. 


O Trebnitz, 5. März. [Frauen⸗Verein. — Poſtanſtalt. — Con⸗ 
trolverſammlungen. — Concert.] Der Kaſſenbericht des hieſigen 
Frauen⸗ und Jungfrauen⸗Vereins der National⸗Dank⸗Stiftung für Veteranen 
ergiebt pro 1878 eine Einnahme von 675 Mk., während die Ausgabe an 
7 Veteranen und Wittwen verſtorbener Veteranen 66 Mk. betrug, ſo daß 
ein Beſtand von 609 Mk. verbleibt, welcher in der hieſigen ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe zinstragend niedergelegt iſt. Gleichzeitig iſt dem erſtatteten Jahres⸗ 
berichte zu entnehmen, daß dieſer Verein an der ſilbernen Hochzeitsfeier 
IJ. Maj. unſers jetzigen Kaiſers und der Kaiſerin am 11. Juni 1854, zu 
welcher Zeit in ſo viel Orten unſeres Vaterlandes ſich derartige Vereine 
bildeten, hierorts gegründet wurde. Die Statuten deſſelben wurden am 
1. Januar 1855 Allerhöchſt beſtätigt. — In Hünern, hieſigen Kreiſes, iſt 
ſeit dem 1. März d. J. eine mit der Kaiſerlichen Poſtanſtalt vereinigte 
Telegraphen⸗Betriebsſtelle mit beſchränktem Tagesdienſte eröffnet worden. — 
Die diesjährigen Frühjahrs⸗Control⸗Verſammlungen finden im hieſigen 
Kreiſe in der Zeit vom 24. bis 28. März c. auf den Controlplätzen: Groß⸗ 
Biadauſchke, Schlottau, Bingerau, Paſchkerwitz, Strieſe, Obernigk (Sitten), 
Gellendorf, Zirkwitz und Neuhof ſtatt. — Am verfloſſenen Sonntage fand 
im Saale des Hotels „zum gelben Löwen“ das zum Beſten der hieſigen 
Diakoniſſinnen und des katholiſchen Waiſenhauſes vom Herrn Cantor 
Starck mit größter Sorgfalt vorbereitete Concert ſtatt, welches die gehegten 
Erwartungen nicht nur hinſichtlich der gebotenen, wirklichen Kunſtgenüſſe, 
ſondern auch hinſichtlich der außerordentlichen Betheiligung eines ſehr ge⸗ 
wählten Publikums wohl noch übertroffen haben dürfte. — Das gediegene 
Programm brachte in ſeinem erſten Theile neben . ſehr anmuthigen 
Mendelsſohn'ſchen Liedern für gemiſchten Chor den überaus wirkungsvollen 
42. Pſalmen: „Wie der Hirſch ſchreit“ — für Solo und Chor von dem⸗ 
ſelben Componiſten und im zweiten Theile die neueſte, ſehr liebliche Com⸗ 
poſition von Rhode „Der Blumen Rache“ (Freiligraths Ballade) und ſchloß 
mit den immer gern gehörten friſchen Chören aus „Precioſa“ ab. — Einen 
ganz beſonderen Reiz verlieh dieſem wohlgelungenen Concerte die Mitwir⸗ 
kung eines jungen, ſehr talentvollen Violiniſten aus unſerer nächſten Nähe 
(Zögling des Concertmeiſters Herrn Himmelſtoß in Breslau), welcher 
durch den ganz trefflichen Vortrag einiger Violin⸗Piegen von e Bach 
und Beriot wohlverdienten Applaus erntete. — Die Geſammtleiſtung war 
überhaupt eine porzügliche, wofür dem Dirigenten und ſämmtlichen Mit⸗ 
wirkenden reichlicher Beifall wurde. 


Saarbrücken, 3. März. [Die Wunder von Marpingen.] Heute 
begannen die Verhandlungen in Sachen der Marpinger Vorgänge. Nach 
Conſtituirung der Angeklagten und Zeugen leitete der Staatsanwalt die 
Anklage ein. Die Verhandlungen erſtrecken ſich zunächſt auf die beiden 
erſten Angeklagten, den Paſtor Eich, der beſchuldigt iſt, öffentlich zum Un⸗ 

ehorſam gegen die Anordnungen der Obrigkeit vor einer verſammelten 

enſchenmenge aufgefordert und den Gemeindeförſter Altmeyer, der ange⸗ 
klagt iſt, nach dreimaliger Aufforderung Seitens der zuſtändigen Beamten 
ſich nicht entfernt zu haben. Die Verhandlungen werden vorausſichtli 
acht Tage in Anſpruch nehmen, denn über 20 
Zeugen ſind vorgeladen. Dritthalb Jahre iſt es her, daß unter den vielen 
„Wundern“, die namentlich in den Jahren nach dem deutſch⸗franzöſiſchen 
Kriege und dem vaticaniſchen Conil auftauchten, die Muttergottes⸗Er⸗ 
ſcheinungen in Marpingen allgemeine Beachtung in Deutſchland und weit 
über deſſen Grenzen hinaus fanden. 


Berlin, 5. Marz [Börſe.] Trotz feſter Wiener Vorbörſencourſe er⸗ 
öffnete das hieſige Geſchäft mit Coursherabſetzung und es kennzeichnet ſich 
die Stimmung auch im Allgemeinen als eine ſchwankende, fogar eher ge⸗ 
drückte. Die Speculation beurtheilt die Bilanz der Oeſterr. Creditanſtalt 


nicht mehr ſo günſtig wie geſtern und ließ ſich hierbei von Reflexionen leiten, 


} Pr.“ an den Abſchluß knüpft. Am meiſten wird der 
auf Proviſions⸗Conto erzielte Gewinn, welcher mit 606,000 Fl. beziffert 
wird, bemängelt. Ebenſo hält man die Abſchreibung vom Debitorenconto 
mit 92,000 Fl. für viel zu niedrig. Während der Börſe verbreitete ſich in⸗ 
deß das Gerücht, daß die Ziffern des genannten Wiener Blattes nicht 
richtig ſeien und die Bi e Speculation zeigte ſich geneigt, denſelben 
Glauben zu ſchenken. n $ 


welche die „N. G55 


drehte ſich überhaupt faſt ausſchließlich nur um Ereditactien, die ſich inner⸗ 
gen einer Spannweite von 2 M. mehrfach auf: und abwärts bewegten. 
Franzoſen bekundeten eine recht feſte Haltung, trotzdem ſie ſich wenig am 
Verkehr betheiligten. Lombarden blieben ganz vernachläſſigt. Die Oeſterr. 
Nebenbahnen waren wenig belebt aber recht feſt. 
Elbethalbahn, . Weſtbahn, Kaſchau⸗Oderberger und Rudolfbahn. 
Die localen Speculationseffecten 12 1 ſich wenigſtens anfänglich belebt, 
faſt animirt, beſonders galt dies für Disconto⸗Commanditantheile, während 
Lauraactien ſich ſehr ruhig verhielten. Es notirten per ultimo Disconto⸗ 
Commandit 134,60 — 134,25, Laurahütte 67,25—67,75 67,25. Ausländiſche 
Staatsanleihen waren wenig verändert und haben nur unbedeutende Um⸗ 
ſätze aufzuweiſen. Ruſſiſche Werthe ſchwächer. öprocentige Staatsanleihen 
per ultimo 85%, Ruſſiſche Noten per ultimo 198—97 4 —98½ — 
(Vorprämie 200%), per April 198 bis 198% 
Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere unverändert ſtill. Eiſenbahn⸗ 
prioritäten wenig belebt. Auch auf dem Eiſenbahnactienmarkte ſtagnirte der 
Verkehr faſt ganz. Die rheiniſch⸗weſtfäliſchen Speculationsdeviſen behaup⸗ 
teten ſich gut. Per ultimo notiren: Bergiſche 77,50 —70—60, Kölniſche 
105,10 —25—10, Rheiniſche 107,10—25. Stettiner zogen etwas an, auch 

otsdamer und Anhalter recht feſt. Leichte Bahnen meiſt außer Verkehr. 

ſtpreußiſche Südbahn in Folge der . befriedigenden Einnahmen 
edrückt. Von Stamm⸗Prioritätsactien Halberſtädter B. und C. beliebt. 
Bankactien erfreuten ſich ziemlich feſter Stimmung, Darmſt. B. zog etwas 
an, Thüringiſche B. ſteigend, Antwerpener Centralb. beſſer, Braunſchweiger 
B, Hübner Hypotheken, Pommerſche Hypotheken, Poſener Provinzialb. und 
Kölner Wechslerb. kamen höher zur Notiz. Dagegen waren Berliner Kaſſen⸗ 
verein, Preuß. Bodencredit, Berliner Handelsgeſellſchaft, Leipziger Creditb., 
Spielhagen und Breslauer Disc.⸗B. billiger erhältlich. Induſtriepapiere 
wenig belebt. Oranienburger Chem. Fabrik erhöhte die Notiz. Birkenwerder 
ſteigend. Dankberg Ofen⸗Fabrik ließ etwas nach. Magdeb. Gasactien 
kamen höher zur Notiz. Greppiner Werke 1 Leopoldshall belebt und 
ſteigend. Montanwerthe im Allgemeinen luſtlos. Dortmunder A, Mecher⸗ 
nicher, Bonifacius höher. Köln⸗Müſen, Louiſe Tiefbau, Gelſenkirchen, 
Harkort Bergwerk matt.“ 5 

Um 2% Uhr: Still. Credit 420,—, Lombarden 114,50, Fran⸗ 
zoſen 429,50, Reichsbank 152,80, Disc.⸗Commandit 134,50, Laura⸗ 
hütte 67,25, Türken 12,75, Italiener 76,40, Oeſterr. Goldrente 65,75, Uns 
gariſche Goldrente 73,70, Oeſterr. Silberrente 55,40, do. Papierrente 54,75, 
5 Ruſſen 85,85, Köln⸗Mindener 105,25, Rheiniſche 107,30, Bergiſche 
77,75, Rumänen 29,50, Ruſſiſche Noten 198,50 Orient —,—. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silberrent.⸗ Cp. 174,00 

bez., do. Eiſenb.⸗Coup. 174.00 bez., do. Papier in Wien zablb. min. 
Pf. k. Wien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,16 bez., do. Eiſenb.⸗Prioritäten 
4,155 bez., do. Papier⸗Dollars 4,155 bez., 6% New⸗Dork⸗Cuy — bez., 
Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pf. 
k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ.⸗Engl. conj. 
verl. —— bez., Ruſſ. Zoll 20,53 bez., 22er Ruſſen —,—, 
Staatsbahn —,— bez., Ruſſ. Boden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener 
Comm. —,— bez., 8% Rumäniſche Div.⸗Sch. p. 78 —,— bez., Warſchau⸗Teres⸗ 
pol —,— bez., 3% und 5% Lombard min. — Pf. Paris, Diverſe in Paris 
zahlbar min. — Pf. Paris, Holländiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer 
ag = Pf. Paris, Belgiſche minus — Pf. Brüſſel, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 
D 4 ez. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


März 5., 6. Nachm. 2 U. | Abends 10 U.] Morgens 6 U. 
Luftwärmmme 8550 + 19,4 — 09,9 — 37 
Luftdruck bei oo 334,74 334,88 334,26 
4 BREI N Me 1,55 TO 1,34 
Dunſtſättigung 68 pCt. 92 pCt. 89 pCt. 

C SWM. 1. S. 2. SO. 0. 
e eee eee heiter. heiter. I beiter, Reif. 


ſoweit die⸗ 


eſchuldigte und über 170 


olge deſſen gewann die Tendenz zwar einen 
feſteren Charakter, doch nahm der Verkehr an Regſamkeit nicht zu. Derſelbe 


Bevorzugt zeigten ſich⸗ 


(Vorprämie 2014/34). . 


Große Ruf. 


95,30 bz 


— ne w ieee ie ; Aer ze n aer i einig) ee; 
77 einer Pers vom 5: März 1070, Genoſſenſchaften, gewerbliche Hilfskaſſen und Verſicherungsgeſellſchaften 
aerliner Börse Jom 5. März 1879. auf Gegenſeitigteit find Kaufleuten gleichgeſtellt. Der Zinsſatz kann 

l 8. auf acht vom Hundert erhöht werden, wenn der Einzelrichter des 
Fonds. und Geld-Course, Weohsel-Course. Wohnorts des Creditnehmers die Angemeſſenheit eines höheren Zins⸗ 
eutsche Reichs- Anl.] 4 | 98,70 oz Amsterdam 100 Fl. 8 T. ½ 169,25 ba - 8 f 

Donsolidirte Anleihe ‚(tik 100 bs 455 de... 2 K. 3 168.35 ba ſatzes nach den obwaltenden Verhältniſſen beſcheinigt. 

e, , ,, ber „Poli. Correfp.“ aus 

& aats-Schuldscheinn . 11 N Petersburg 100 C. 8 1. 9730 ba Konſtantinopel von geſtern beſtätigt, daß eine griechiſche Freiſchärler⸗ 

bee Sead. Gblle., 4% lor 4e bz@ Wird 1 . 8 2.04 1246 ba Bande um sa in e Gebiet 3 0 Da die 

‚Berliner „% 4 . 2 M. 4½ 73.35 bz renzgegend ſtark von türkiſchen Truppen beſetzt ſei, ſo wäre das 
rscho 

f g E Ducaten 9,61 B Dollars 4,18 0 _ Umſichgreifen einer Inſurrection kaum zu beforgen. i 

3 badge Sn 1 187 50 20.Shbenga — br Peſt, 5. März. Im Aus ſchuß der öſterreichiſchen Delegation 

& Va lau 8740 8 mperials - Kuss. Bkn, 195.20 bz beantwortete Andraſſy verſchiedene Fragen. Die ſtaatsrechtliche Stellung 


Lndschaftl. Central] 5 Eisenbahn-Stamm-Actien, 
„Kur- u. Neumärk.|4 | 91,00 E 18771 1878 


— — 2 wu 
2 BErgE 
= — 
5 SSS 
Sg SS 
5 1888 5 
x 
— g 
22 
— — Te ee — nz 


2 . . 44 90,60 8 Divid. pro 
5 . 496.6 bz 17370010 16.40 ba 
3 Preussische . . 1496,60 bz Berg.-Märkische. 3% — 4 | 77,70 bz 
3 |Westfäl, u. Rhein. 4 | 98,75 B Berlin-Anhalt . 534 | — 4 88.76 bzB 
3 / Sächsische 97.10 bz Berlin- Dresden 0 — 4 8,29 ba 
Schlesische 4 97.90 B Berlin-Görlita . 0 0 4 | 15,30 bi 
Radische Präm.-Aul. 4 124% bs Berlin, Hamburg. Il! | — 4 [178,75 0 
Baierische 4% Anleihe/4 [125,60 bzB |Berl.-Potsd-Magab| 315 — |4 | 74.80 ba 
Osin-Mind.Pramiensch|31/|119,25 bas f[Berlin-Stettin . 2 ½0 — |4 93,5, bz 
on 18763 | 7560 @ Böhm, Westbahn .| 5 5 5 | 73,10 b26 
Bach ea IN Bresl.-Freib, . ... 4 — 4 1662502 
„ 40 Thaler-Loose 254% bz Cöln Minden .. .| 64½0/ — 4 105,25 bz 
Badische 35 FL-Loose 155,25 bag Dux-Bodenbach.B.| % 6 1,2010 6 
Praunschw. Präm.-Anleibe 82,25 bag gal, Carl-Ludw..B,| 9%, | — 4 | 97 ) bz 
Oldenburger Loose 143 00 bz Halle-Sorau-Gub, .| 0 — 1 15 30 bz 
— — Hannover- Altenb. x : ! 2 59 828 
Kaschau- Oderberg „70 bz 
Hypotheken-Certificate. Kronpr. Rudolfb. 5 |5 s | 61,50 G 
"sche Partial-Ob.|5 |108,80 bag fLudwigsh.-Bexb, | 9 9 44 1820 bz 
ak b. Pfd. d. Pr. Hy p.-B. , Märk.-Posener 0 0 4 22,00 bad 
do. m. 47 7 er n : — + 12 bz 
che Hyp.-B.-Pfb. 4½ 94,75 bz ainz-Ludwigsh. . — 56,9% bz 
Deutsche dds, 0, s, 110,75 ba@ INiederschi-Mark..| 4 14 | 96,25 B 
Künd br. Cent-Bod.-Or. 4½ 109,23 bn Oderschl. A. C. D. E. 8¼½% — 3½ 24.30 bzG 
Unkürnd, do. (187% 102,60 bz do. B. 8½ | — 3½ 116,50 bzG 
do  rücksb. & 1105 10,50 bz Oesterr.-Fr. St.-B. 6 — 4 4428,00.29,50 
do. do, 0. 4 ½ 99,00 bz Oest. Nordwestb.] 4,15 — 15 201,89 bz 
nk. H. d. Pr. Bd.-Ord.B. 5 | — — Oest.Südb.(Lomb.) 0 ü 4 114.0 8 
do. III. Em. do, 5 10, bag ſOstpreuss. Südb. © 0 4 | 40,00 ba 
Kün do.Hyp.Schuld. do./5 160,00 bz Rechte-O.-U.-B. . .| 615 | — |4 109,0 bz 
Ayp.- nth.Nord-G. C- B 5 92,5 bz Reichenberg -Pard.| 4 4 4½ 36,50 ba 
do, do. Pfandbi..j5 | 96,50 8 Rheinische 1 — (4 |107,40 dz 
Pomm. Hyp.-Briefe . | 96,25 8 do. Lit. B. (40% gar.) 4 4 4 | 94,23 0 
do. do. II. Em. | 9025 @ Rbein-Nahe-Bahn.| 0 | 0 4 9.10 bz 
@oth. Präm.-Pf. I. Em. (5 |108,56 B Rumän. Eisenbahn] 2 — 4 295, bz 
do. do. Em. s 166,50 bz Schweiz Westbahn 0 0 4 | 16,06 bz 
do. Pf.rkzibr.m.110j5 | W66 bag Stargard - Posener| 4½ 4½ 4½ 0,40 ba 
40. 4½ do. do. m. 1104 ½ 92,96 bad 7149 — 4 1114,70 b20 
Meininger Prüäm.-Pfdb. d 1105 B 5 1 4 113.00 B 
Fidb. d. Oest.Bd.-Cr.-Ge. 5 | — — u 
Schles. Bodener.-Pfdbr. 5 100,00 @ täts-Actien, 
d 4½ 97,00 ba 18,15 br@ 
5 1103,00 


do, 0. 
güdd. Bod.-Cred.-Pfäb. 
do. do. 
go, 0, 9 I 
Ausländische Fonds, 


D Breslau-Warschauf 0 
Halle-Sorau-Gub. 0 
Hannover - Altenb,| ® 


Kohlfurt-Falkenb.| 0 


N 98888 


5 
ö 
ö 
ö 
R. (i.... 4% ] 65,40 bad — 
est. Silber-R. (A. 1. ./7-T(4½ 98, = 5 R 
5 in 1. 28 | 55,10 bz Märkisch -Posener| 4½ 5 | 85,49 bas 
de. Goldrente 4 65.90 bzG IMagdeb.-Halberst. 3½ 3½ 3½ 78,60 bad 
do. Papierrente, . . 4 ½ 54.90 ba do. Lit. C, 5 ß 6 108.10 b 
do. öder Präm,-Anl. 4 105.60 8 Ostpr. Züdbahn 5 5 5 88,76 bz@ 
40. Lott.-Anl. v. 60 .|5 111.2 bz@ SRechte-O.-U.-E.. .| 6½ — 5 113.60 b 
de. Credit-Loose fr. | 348,00 B Rumänier 8 8 8 83.75 bag 
do, 64er Loose . fr. [264.00 bzB Saal-Bahn ..... 6 0 5 | 18,75 bzG 
Russ, Präm.-Aul. v. 64/5 4% bz IWeimar-Gera . 0 0 8 4 — — 
555 do. 18665 140% bzB 
40. Orient-Anl. v. 18775 | 87,25 ba Bank-Paplere. 
40. II. do, 187808 | 5120 „B Alk. Deus.Hand.-G.| 2 1a 1 27,50 6 
do. Bod,-Cred.-Pfdbr.|5 | 73,60 bz Anglo Deutscheßk.| © — 
A0. Cent. Bod Or-.“ | — — Berl. Kassen-Var.| 815 137,00 G 
Buss--Poln,Schatz-Obl.4 | 81,60 ba. Berl. Handels-Ges. 5600 ba 


61,50 bzB Brl. Prd.-u.Häls.-B, 


Braunschw. Bank. 
Bresl. Disc.-Bank. 


210 
111188 
D 


Amerik. rückz. p: a 6 1103,40 @ 


do. 0. Balken Bresl. Wechslerb. 51 73 50 € 

do. 500 en. - eu a Coburg. Cred.-Buk. * 68.00 bzB 
Ital. 50% en we Danziger Priv.-Bk. 51], Harn 
Ital. Tabak- 100 This L. 435 10 ba Darmst. Creditbk.| 6¼ | — 119.60 bz& 
Araber eine 3 0 Darmst. Zettelbk.| 53, | 51% 100,6 B 
Bumänische Anleihe , 12 5a b. Deutsche Bank ..|6 — 1U175 bz 
rn 1 Ten do. Reichsbank| 6,29 — 4½ 18280 bz 
Ungar. Goldrente .; e do. Hyp.-B. Berlin Tijg | 61/4 83.50 0 


do. Loose (M. p. St.) fr. 156,50 bzB Disc.-Comm.-Anth, 13425 dz 


| 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
i elne Wie ds do. le Ele 153.75-34,60 
anW.. nr: _—— z 2 
40. 40. H. abch. 8 10880 bz o 9 eg 
n 0 8 Goth. Grunderedb. 8 „ 4 56.75 ba 
eee do. junge 8 |6 4 90,00 6 
1000 Va | ne 
i 5 ä annov. Bank... 1 2,4 
Elsenbahn-Prioritäts-Actien, Königsb. Ver.-Bnk.| 6 4 | 8250 @ 
Berg Mak. Serie IL 31% 50 0 b  [Endw-B.Kwilecki.) 0 | — |4 | 52.6 
Ve K 108 2 6 Leipz. Cred.-Anst.| 525 | 62/4 4 116,95 da 
40. dbahn: ö 12 10375 8 Luxemburg. Bank| 6½ | — 4 109,00 0 
ao. Hess. Nordbahn. 5 10240 B Magdeburger do. 5% 6j |4 108,50 8 
1 |. 4 Ey 25 Meininger do. 2 — 4 | 78,25 ba 
a ldRlerze me Nordd. Bark .. 819 | Big 4 129,5 6 
\ Ka er 4100 50 0 Nordd. Grunder.-B.( 5 — 45009 bag 
ee d Lit. E. F. ff . Oderlausitzer Bk. 3 ( 4675 bz@ 
* Oest. Cred,-Actien| 8½ | 834 |4 1419-21-20 
a Posener Pro. Bank 6% | 4  |4 1102.50 @ 
FJC 
do. von 1876.05 104,00 520 een 2 
8 0 Lit. Aa 94.80 6 Sächs. Bank.. 594 | 53/4 |4 105.28 bz 
eren Schl. Bank-Verein 8 | — 4 | 87,60 bze 
40. Lit. B. 4 . 96.50 5.0 Weimar, Bank 0 — 4 | 33,50 b2& 
1 Fe = 4 9580 8 Wiener Unionsbk.| 3½ — 4 127 0 
Halle-Sorau-Guben 4 ½ 104.2 6 a 
Sr 32 98,25 G In Liquidation, 
ärkigech- Posener . . . 57 Berliner Bank „..|-- — tr.] 4, 00 6 
N.-M. Staatsb. I, Ser. 4 Ae. — Berl. Bankverein. —— ftr. 27 G 
do. do. II. Ser. 4 9 5 = Berl. Wechsler.B.l Ess tleiasir 
40. do. Ob. I. u. nah 93.25 8 Centralb. f. Genos.| — — fr. — — 
do. do. III. Ser. 215 Deutsche Unionsb.| — — fr.. — 
Oberschles. 4A. 3 22 Gwb. Schuster u. C. — wi TR 
do. . A er Moldauer Lds.-Bk.| — — fr. 
do, G99 4 9400 8 Ostdeutsche Bank — — fr. — — 
40. 2. .. 41 8780 0 Pr, Oredit-Anstalt| — — ftr. — — 
40. E. Eh 277 Sächs. Cred.-Bank| — — |fr. 107,25 0 
do. 11% 10 0 be fehl. Vereinsbank] — |— |fr. | 630 G 
58 8 8 415 101.80 52 8 Thüringer Bank .| 0 — ftr. 78,75 6 
do. von 1869. % 01,60 B 
de. von 1823.14 1 — — Industrie-Paplere, 
do. von 1874. dla 101,40 bz Berl. Eisenb.-Bd-A.| — 2 ee 
Um Forte wegen da 2 D, Eisenbehnb-Q. R — 1 790000 
ae 7 4 e do. Reichs- u. Co.-B. — , 30 
do. 0, 8 9200 beG Mark. Sch. Masche“? |-— 14 | 24:5 940 
40. 4. JI. Bu 4% 1000 & Nenad Gummitab. . f | 4800. 8 
. . — . 2 . 2 * — — 
do, do, III. = 915 100,30 @ Westend, Com.-G. fr, | 0,40 
do. Ndrschl.Zwgb. — — Hyp.-Vers.-Act.] 8 4 83.90 bad 
Ostpreuss. Büdbahn . 4990 8 Schies Teuerver W — fte. 818 7 
Rechte-Oder-Ufer-B. . 4½ 10 l, B 2 1 . 
Bchleew. Eisenbahn 4% — — Donnersmarkhütt.| 2 — f 209 ba 
Dux-Bodenbach . . f. | 6600 bed . N RR RR Ne 4 
e on e, ee eee 1 90 828 
Ludw. Rahn | 87150 bza Lauchhammer — 95 2 
2 Narlenhütte. 3 — |4 220 bzB 
au Oger genes 6150 bg ons. Redenkütte.| — — 80 5 
Kaschau- Oderberg 35 69 80 0 Schl. Kohlenwerkeſ 0 — |4 9,25 8 
Ung. Nordostbahn ... 5 Schl.Zinkh,-Actien| 6½ — 4 | 76,28 bz 
Ung. Ostbahn ..... Re do. St-Pr.-Act.| 6½ — 4 | 8660 vg 
Temberg- Czernowitz 1 Tarnowitz. Bergb.) O — 4½ 41,50 ban 
= | 64% bes J Vorwärtehutte. ..)0 — f 500 526 
* — — * 
do. do. IV. s 88.40 6 Tod 2 46 50 6 
Mührische Grenabahn|s 6 c Bess. Bierbraber 5 — f. 
erg hen 5 5 18 9 Bresl. E.-Wagenb.| I — 4 | 6850 bo 
2 N50 0 do. ver. Oelfabr.( 5 — 4 61,00 B 
onpr. Rudolf. Rahn 151 N= bs Erd. Spinnerei .| 0 — 4 | 11,00 bz 
a ee Görlitz, Eisenb.-B. 14 — |4 | 6250 B 
22 zd. Staatsbahn 40% 8 gent Bend . 0 |— f 3040 526 
7 05 er „Schl, Eisenb.-B. b 2 
3 daun 2804 beg Schl. Leinenind. 4 — 1 | 66,80 b2Q 
ee eee eee do, Porzellan 1½ | — 1 26,50 u 
ee II. en 5 5 5 Wilhelmsh. MA. 0 — 4 18,25 6 
do. III. . % 906,80 bz 5 
do IV...5 | 86,25 B Bank-Discont 4 pCt, 
— d V. . 5 | 83,20 bz Lombard-Zinafuss 3½ pOt 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Buxeau.) 
Berlin, 5. März. Die Hauptbeſtimmungen des Antrages 


Reichenſpergers auf einen Geſetzentwurf über den Wucher lauten: 


Die Höhe der geſetzlichen Zinſen, insbeſondere der Verzugszinſen bei 
Handelsgeſchäften iſt ſechs, bei anderen Geldforderungen fünf vom 


Hundert jährlich. Bei Darlehn, die ein Kaufmann empfängt, ſind h 


Höhere Zinſen geſtattet. Eingetragene Erwerbs: und Wirthſchafts⸗ 


Thüringer Lit. A. 

Warschau-Wien, , 

— 
Eisenbann-Stamm-Priori 

Berlin-Dresden 0 

Berlin-Görlivzer.. .| 0 


der occupirten Länder werde, wenn der Zeitpunkt herangetreten ſei, M 


von den beiderſeitigen Legislativen beſtimmt werden. Heute wäre 
eine Discuſſion hierüber unzuträglich. Betreffs Novibazars handle es 
ſich nicht um die Occupation, ſondern um ein bloßes Garniſonsrecht 
in einzelnen Orten unter Aufrechthaltung der türkiſchen Herrſchaft. 
Vom Aufgeben dieſes Rechts iſt keine Rede, aber die Regierung hat 
auch gegenwärtig keine Veranlaſſung, eine Ausdehnung dieſes 
Rechtes zu beſchleunigen, welches in voller Freundſchaft mit der 
Türkei und ohne weſentliche Opfer vollzogen werden ſoll. 
Rußland forderte die Mächte auf, betreffs der Grenzfrage an die De⸗ 
limitationscommiſſionen detaillirte Inſtructionen zu erlaſſen, doch ſei 
eine Reviſion des Berliner Vertrages keinerſeits angeregt und würde 
auch keinerſeits angenommen werden. In der Arabtabia⸗Frage iſt 
allerdings eine definitive Löſung durch die Botſchafterconferenz in Aus⸗ 
ſicht genommen, worüber noch verhandelt wird. Ein poſitiver Antrag 
wegen Aufhebung der Beſchränkung, daß der Gouverneur von Oſt⸗ 
rumelien ein Chriſt ſein müſſe, wurde nicht geſtellt. Die Bulgaren 
verlangen auch die Balkanabhänge zur Sicherung ihrer Defenſiv⸗ 
ſtellung; dieſe Frage ſei eben dem Studium der Delimitations⸗Com⸗ 
miſſion vorbehalten. Eine Botſchafterconferenz in Berlin wurde keiner⸗ 
ſeits angeregt. 

Dover, 5. März. Se. K. K. Hoheit der Kronprinz des Deutſchen 
Reichs iſt heute Nachmittag nach einer ſtürmiſchen Ueberfahrt wohl⸗ 
behalten hier eingetroffen. 

Paris, 5. März. Tirard nahm das Handelsminiſterium an, 
nachdem er ſich mit Waddington und Say über die Frage der allge⸗ 
meinen Tarife und der Handelsverträge verſtändigte. 5 

Newyork, 5. März. Der Dampfer „Holland“ von der National⸗Dampf⸗ 
ſchiffs⸗Compagnie (C. Meſſing'ſche Linie) iſt hier eingetroffen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Frankfurt a. M., 5. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 477. Pariſer Wechſel 81, 07. Wie⸗ 
ner Wechſel 174, 40. Böhmiſche Weſtbahn 146%. Eliſabethbahn 146%. 
Galizier 193%. Franzoſen ) 214. Lombarden ) 56%. Nordweſthahn 


99%. Silberrente 55%. Papierrente 54%. Oeſterreich. Goldrente 65%. 43 


Ungar. Goldrente 73%. Italiener — Ruſſ. Bodencredit 74%. Ruſſen 
1872 —. Neue ruſſiſche Anleihe 86. 1860er Looſe 111%. 1864er Looſe 
264, 00. Creditactien“] 2094. Oeſt. National: Bant 689, 00. Darmſtädter 
Bank 119. Meininger Bank 73%. Heil. Ludwigsbahn 66%. Ungariſche 
Staatslooſe 156, 00. do. Schatzanweiſungen 105%. do. Oſtbahn⸗Obliga⸗ 
tionen II. 666. Central⸗Pacific —. Reichsbank 152. Reichs⸗Anleibe 
9614. II. Orientanleihe 57%. Discont — pCt. Ziemlich feſt. 

Nach Schluß der Börſe: Ereditactien 209%, Franzoſen 213%, Lom⸗ 
barden —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente 73%, Galizier —, 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —. a 

*) per medio reſp. per ultimo. 

Hamburg, 5. März, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 118%, Silberrente 55%, Oeſt. Goldrente 65%, Ung. Goldrente 
73%, Creditactien 209%, 1860er Looſe 112%, Franzoſen 533, Lombarden 
141, Ital. Rente 76%, Neueſte Ruſſen 85%, Vereinsbank 121%, Laura: 
— — 66%, Commerzbank 102, Norddeutſche 138 ½, Anglo⸗deutſche 35%, 
Intern. Bank 84, Amerik. de 1885 96%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 105%, 
e do. 107%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 77%, Disconto 2 pCt. 
— — 1 — 

Hamburg, 5. März, Nachmitt. [Getreidemarkt.] Weizen loco un⸗ 
verändert, auf Termine flau. Roggen loco unverändert, auf Termine flau. 
Weizen per April⸗Mai 178 Br., 177 Gd., per Mai⸗Juni 180 Br., 179 Gd. 


Roggen per April⸗Mai 118½ Br., 117½ Gd., per Mai⸗Juni 121 Br., 120 


Gd. Hafer und Gerſte unverändert. Rüböl ſtill, loco 59, per Mai 59%. 
Spiritus flau, per März 42% Br., per April⸗Mai 42 Br., per Mai: 
Juni 42% Br., per Juni⸗Juli 42% Br. Kaffee ruhig, Umſatz 2000 Sack. 


Petroleum matt, Standard white loco 9, 30 Br., 9, 10 Gd., per März 9, 00 


Gd., ver Auguſt⸗December — Gd. — Wetter: Trübe. ! 
Liverpool, 5. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 7000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 6000 
amerikaniſche. 
Umſatz 7000 Ballen, Ballen. 
Williger. 
rung 51%, D. 5 
Peſt, 5. März, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen loco 
und auf Termine ruhig, per Frühjahr 8, 50 Gd., 8, 55 Br. 
per Frühjahr 5, 45 Gd., 5, 50 
Gd., 4, 95 Br. — Wetter: Schön. 
Paris, 5. März, Nachm. 


davon für Speculation und Export 1000 


[Prod uctenmarkt.] 


per Mai⸗Jun 60, 50, per Mai⸗Aug. 60, 75. Rüböl ruhig, ver März 84, 00, 
per April 84, 25, per Mai⸗Auguſt 84, 75, per September⸗December 86, 25. 
Spiritus weichend, per März 55, 00, per Mai⸗Auguſt —, —, per Septbr.⸗ 
December 56, 00. — Wetter: Bedeckt. 


Paris, 5. März, Nachmittags. Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. März 


pr. 100 Kilgr. 50, 25, Nr. 7/9 pr. März ver 100 Klgr. 56, 50. — Weißer 
Zucker feſt, Nr. 3 per 100 Klgr. per März 60, 50, per April 60, 75, 
per Mai⸗Auguſt 61, 50. 

London, 5. März. Havannazucker Nr. 12 21%. Matt. 

Antwerpen, 5. März, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 22% bez. u. Br., 
55 a 5 15 per September 25 Br., per September⸗December 25% 

r. — Weichend. 

Bremen, 5. März, Nachmittags. Petroleum ruhig. (Schluß bericht. 
Standard white loco 8, 90, per April 8, 90, per Mai 9, 00, per Auguſt⸗ 
December 9, 90. 


Berlin, 5. März. [Producten⸗Bericht.] 1 
endlich etwas beſſer, denn bei leicht bewölktem Himmel find wir von Nieder: 


ſchlägen verſchont geblieben. Auf die Stimmung für Getreide hat das er⸗ 
u können, 


mattend eingewirkt, und um Roggen auf Termine verkaufen 
haben die Forderungen um eine Kleinigkeit ermäßigt werden müſſen. Der 
Abſatz loco ging ſchleppender, unſere Mühlen ſind unluſtiger geweſen im 
Ankauf. — Roggenmehl ſchwach behauptet. — Weizen wurde dier vernach⸗ 
läſſigt. Verkäufer waren zu bemerkbaren Conceſſionen genöthigt, um Re: 
flectanten heranzuziehen. — Hafer loco behauptet. Termine le 

Rüböl in beſchränktem Verkehr, Herbſt ein wenig billiger käuflich. — Petroleum 
ge matter. — Spiritus unbelebt und im Werthe ohne bemerkbare 

enderung. 

Weizen loco 150—188 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
defecter weißer poln. — M. ab Bahn bez., per März — M. bez., 5. April⸗ 
Mai 176½—176 M. bez., per Mai⸗Juni 1794—17IM. bez., per Juni⸗Juli 
183—182% M. bez., per Juli⸗Auguſt 185½ 185 M. bez., per September⸗ 
October 187½ M. bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — M. 
Roggen loco 115—128 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruf. 
115—118 M., inländiſcher 121—124 M. feiner inländiſcher 126% M. ab 
Bahn bez., per März — M. bez., per April⸗Mai 122% —122—122% M. 
bez., per Mai⸗Juni 1224—122—122% M. bar per Juni⸗Juli 124—1234% 
Mark 5 he Juli⸗Auguſt 126—125% Mark bez., per September⸗October 
127% M. 85 Gekündigt — Centner. N — M. — Gerſte 
loco 105—188 Mark nach Qualität gefordert. — Mais loco 118—123 M. 
nach Qualität gefordert, ungariſcher — M. ab Bahn bez. — Hafer loco 96 
is 135 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 
100113 M. bez, ruſſiſcher 98 112 Mark bez., pommerſcher 100—115 


Ballen 
Liverpool, 5. März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Middl. amerikaniſche März⸗April⸗Lieferung 5%, April⸗Mai⸗Liefe⸗ 
Hafer 
Br. — Mais (Banat) per Frühjahr 4, 92 
(Schlußbericht.) 


Weizen feſt, per März 27, 25, per April 27, 50, per Mai⸗Juni 28, 00, 
pr. Mai⸗Auguſt 28, 00. Mehl feſt, per März 59, 50, per April 59, 75, 


Das Wetter iſt heute 


blos. — 


n ee l 1 r > Fe 
M. bez., ſchleſiſcher 110-118 Mark bez., böbmiſcher 110-118 M., feiner 
weißer Be und mecklenburgiſcher 116—119 M. ab Bahn bez., ver 
März — Mark bez., per April⸗Mai 115% M. bez., per Mai⸗Juni 117% 
Mark bez., per Juni⸗Juli 120 Mark bez. Gel. — Centner. Kündigungs⸗ 
preis — Mark. — Erbſen: Kochwaare 132 bis 190 Mark, Futterwaare 
115 bis 131 M. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack 
Nr. O: 24,50 bis 23,50 Mark, Nr. 0 und 1: 23,00—22,00 Mark bez. — 
2 pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 19,25—17,75 
M. bez., Nr. 0 und 1: 17,50 bis 16,50 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo 
Br. Nr. 0 und 1: incl. Sack per März 17,25 M. hez., per März⸗April 
17,25 M. bez., per April⸗Mai 17,35 M. bez., per Mai⸗Juni 17,45 M. 
bez., per Juni⸗Juli 17,55 M. bez., per Juli⸗Auguſt 17,70 M. bez., per 
September⸗October — Mark bez. Gekündigt — Centner. ee 
— Mark. — Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß — M., ohne Faß 58,2 M. 
bez., per März 58,4 Mark bez., per März⸗April 58,4 M. bez., per April⸗ 
ai 58,5 —58,6 M. bez., per Mai⸗Juni 59 M. bez., per September⸗October 
60,9 —60,8 M. bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. — Leindl 
loco 59 M. — Petroleum loco per 100 Kilo incl. Faß 21,2 Mark bez., per 
März 20,5 M. bez., per März⸗April 20,2 Mark bez., per April⸗Mai 20,2 
M. bez., per September ⸗October 23,4—23,5 M. bez., per deen 
— M. bez. Gekündigt — Ctr. — Kündigungspreis — Mark. 

Spiritus loco ohne Faß 51,3 M. bez., per März — M. bez., per März⸗ 
April — M. bez., per April⸗Mai 52,1—52,2—52,1 M. bez., per Mai⸗Juni 
52,2—52,3 M. bez., per Juni⸗Juli 53,2 M. bez., per Juli⸗Auguſt 54,1 M. 
bez., per Auguſt⸗September 54,6 Mark bez. Gekündigt — Liter. Kündi⸗ 
gungspreis — Mark. 


+ Breslau, 6. März, 94 Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen 
Dt war im Allgemeinen ruhig, bei mäßigem Angebot Preife unver: 
ndert. 

Weizen, nur zu notirten Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 
ſchleſiſcher weißer 14,00 bis 16,60 —17,50 Mark, gelber 13,90—16,09 bis 
16,80 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. i 
Roggen, bei ſchwächerem Angebot unverändert, pr. 100 Kilogr. 10,30 
bis 11,20 bis 11,80 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte in gedrückter Stimmung, pr. 100 Kilogr. 11,50 bis 13,40 Mark, 
weiße 13,30 — 14,20 Mark. 8 > 
1 5 an r 2 ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 9,40 — 10,00 — 10,60 bis 

X ark. 5 

Mais ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. 10,00—10,50—11,00 Mark. 

Erbſen mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 11,60 —12,80—14,00 14,80 
Mark, Victoria: 14,80 —16,30—17,50 Mark. 

Bohnen ohne Frage, pr. 100 Kilogr. 15,50 —16,50—18 Mark. 

Lupinen unverändert, pr. 100 Kilogr. gelbe 7,50 — 7,80 — 8,10 Mark, 
blaue 7,30—7,60—8,00 Mark. 

Wicken mehr angeboten, pr. 100 Kilogr. 10,40—11,00—11,60 Mark. 

Oelſaaten gut gefragt. 

Schlaglein leicht verkäuflich. 


ro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
5 5 50 23 50 52 


Schlag⸗Leinſaat . . 25 50 
Winterraps 25 — 23 50 22 50 
Winterrübſenn . 24 50 23 — DH u 
Sommerrübjen: -- -- 24 75 9 22 — 
Leindottenr 20 1 18 


Rapskuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 6,40 —6,70 Mark. 
Leinkuchen gut preishaltend, pr. 50 Kilogr. 8,30—8,80 Mark. h 
Kleeſamen ſchwach gefragt, rother 15 pr. 50 Kilogr. 33 —36— 10 bis 
3 Mark, — weißer feine Qualitäten mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 39—50 
bis 54—60 Mark, bochfeiner über Notiz. 

Thymothee ruhig, pr. 50 Kilogr. 15,00—18,00—19,50 Mark. 

Mehl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,00—26,00 
Mark, Roggen fein 19,00—20,00 Mark, Hausbacken 17,50 —18,50 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 7,00 7,50 Mark. 


eu 2,70—2,% Mark pr. 50 Kilogr. 
oggenſtrob 18,00 —20,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


Breslau. 6. März. [Waſſerſtand.] O.⸗V. 5 M. 12 Cm. U.⸗P. — M. 74 Em. 
r K ä— 


Vorträge und Vereine. 


Schleſiſche Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur. 

In der Sitzung der hiſtoriſchen Section am 30. Januar ſprach Archiv⸗ 
rath Profeſſor Dr. Grünhagen über die vergebliche e d ES 
engliſchen Geſandten Lord Hyndford nach Olmütz 1 —. 742). 
König Friedrich hatte im Januar 1742 an der Spitze eines kleineren Corps 
von Preußen, der ganzen ſächſiſchen Armee und einigen franzöſiſchen Ab⸗ 
theilungen einen Zug nach Mähren unternommen, der ihn bis an die 
Grenzen Oberöſterreichs geführt batte; aber hier war die Bewegung zum 
Stillſtande gekommen; die Feſtung Brünn widerſtand und konnte wegen 
Mangels an Belagerungsgeſchütz nicht ernſtlich angegriffen werden und die 
ſächſiſchen Bundesgenoſſen um doch nicht das rechte Maß von Eifer für 
das kühne Unternehmen. Friedrich ſah die Nothwendigkeit voraus in nicht 
allzu ferner Zeit Mähren verlaſſen zu müſſen, hätte aber gern vorher die 
Gunſt ſeiner doch immer weit vorgeſchobenen Stellung für die Friedens⸗ 
unterhandlungen verwerthet und war ſelbſt zu einem Separatfrieden bereit. 
Er ließ durch feinen Miniſter Podewils den engliſchen Vermittler Hyndford 
nach Olmütz berufen. Aber der Geſandte verſprach ſich ſo wenig von einer 
Unterhandlung unter den obwaltenden Umſtänden, daß er ſeine Reiſe 
immer verzögerte, bis inzwiſchen durch den Abmarſch des Königs aus 
Mähren die Situation eine andere geworden war. f 

Als Fortſetzung dieſes Vortrags erfolgte in der Sitzung des Vereins für 
Geſchichte und Alterthums Schleſiens am 5. Februar ein zweiter über die 
e zu Breslau bis zur Schlacht bei 

botuſitz. Friedrich hatte, als er den Plan eines Separatfriedens gefaßt, 
ſeine Bedingungen dahin formulirt, daß er ſeine Waffen niederlegen wolle, 
wenn man ihm Niederſchleſien bis zur Neiſſe (reſp. eine Meile darüber) und 
Brinnitz, die Grafſchaft Glatz und von Böhmen den Königgrätzer Kreis mit 
der Herrſchaft Pardubitz abtreten wollte; dieſe Forderung Belt er in bollem 
Umfange aufrecht, auch als er nach Böhmen zurückgegangen war und wollte 
davon nichts hören anſtatt des geforderten Stückes von Böhmen Ober⸗ 
ſchleſien anzunehmen. Aber in Wien war man überhaupt von ſo umfaſſen⸗ 
den Abtretungen ſehr weit entfernt, nachdem der gefürchtete Gegner, wie 
man ſagte, aus Mähren hinausmanöprirt und zum Rückzuge nach Böhmen 
genöthigt worden war und ertheilte Anfang Mai 1742 eine ſo 1 
ablehnende Antwort, daß der König belt entrüſtet erkannte, hier könne 
nur das Loos der Waffen entſcheiden, welches ja dann auch am 17. Mai 
1742 bei Chotuſitz zu ſeinen Gunſten fiel. 


Im An⸗ 
ena einen Eſſay über die 


een a von 
a 


von D. Raab in Kupfer radirte Portrait Hans Hopfens — mit der ger 
lungenen Gbr en Ausſtattung vereint wird, um das Aeußere des 
Heftes in Einklang mit dem werthvollen Inhalt zu bringen. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich in Breslau 


